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so lautete der titel unseres kongresses, der anfang Dezember 2020 im rahmen des auf 
beschluss des Deutschen bundestages vom bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz geförderten Projektes „Internationale Menschenrechtsdebatten nach 
Deutschland vermitteln“ stattfand. Der kongress bündelte alle themen, die im laufe des 
Projektjahres in online-Veranstaltungen und Workshops zur sprache gekommen waren 
und zielte ganz allgemein auf die stärkung der menschenrechte, auf die förderung der 
menschenrechtsarbeit unter besonderer berücksichtigung der situation von lesben, 
schwulen, bisexuellen, trans* und intergeschlechtlichen menschen (lsbti*).

Dies ist auch bitter nötig. Denn in vielen ländern sind lsbti* schwerwiegenden men-
schenrechtsverletzungen ausgesetzt. in rund 70 ländern ist die gleichgeschlechtliche  
liebe noch immer strafbar, in einigen staaten droht die todesstrafe. Vielerorts sind staat-
liche behörden an der unterdrückung von lsbti* beteiligt, verweigern ihnen jeglichen 
schutz vor anfeindungen und gewalt. sie wollen sie in die gesellschaftliche unsichtbarkeit 
zwingen und ihnen das recht auf meinungs- und Versammlungsfreiheit sowie auf freie 
entfaltung der Persönlichkeit absprechen. 

internationale zusammenarbeit: Die Hirschfeld-eddy-stiftung

Die 2007 vom lesben- und schwulenverband in Deutschland (lsVD) gegründete Hirsch-
feld-eddy-stiftung (Hes) unterstützt den weltweiten kampf für die stärkung und achtung 
der menschenrechte von lsbti*. unsere Partnerorganisationen leisten Widerstand gegen 
zensurgesetze, Hetze und gewalt in russland, führen den rechtlichen und politischen 
kampf gegen die brutale homophobe strafverfolgung in uganda, organisieren kam-
pagnen oder werben erfolgreich, etwa in zentralamerika, für die menschenrechte von  
lsbti*, für respekt und anerkennung. Wir wollen nachhaltige Veränderungen erreichen 
und organisieren mit unseren Partner*innen internationale konferenzen u. a. im Westbal-
kan, in subsahara-afrika, tunesien oder nicaragua, damit sich zivilgesellschaft, medien 
und demokratische politische kräfte für das thema lsbti* und menschenrechte öffnen.

Vernetzung

lsVD und Hes sind (inter)national vernetzt und suchen die zusammenarbeit mit ande-
ren organisationen durch verschiedene angebote und Veranstaltungsformate wie kon-
ferenzen, fachtagungen, fortbildungen, abendveranstaltungen oder Vernetzungstreffen. 
Wir führen dezentral aktivitäten mit bundesweiter und globaler relevanz durch und re-
flektieren diese in unseren haupt- und ehrenamtlichen strukturen. 

aufklärung und sensibilisierung

Wir engagieren uns im bereich fortbildung und Qualifizierung von multiplikator*innen, 
etwa in Projekten für und mit geflüchteten, in kooperationen mit menschenrechts- 

organisationen und entwicklungspolitik, in den themenfeldern gesundheit, Jugend und 
alter, (Weiter)bildung, familienvielfalt, migration und antirassismusarbeit. mit gezielter 
Öffentlichkeitsarbeit klären wir über die weltweite situation von lsbti* auf und sensibili-
sieren für die inklusion von lsbti* in den menschenrechtsdiskurs.

regenbogenkompetenz

Wir orientieren uns in unserer Projektarbeit an aktuellen gesellschaftlichen Diskursen, 
an erkenntnissen der forschung und interessen der zielgruppen, beobachten die bera-
tungslandschaft und berücksichtigen dabei bereits bestehende angebote. Wir leisten mit 
unserer Projektarbeit und der entwicklung von arbeitsmaterialien sowie der entwicklung 
und erprobung neuer formate in modellprojekten einen wertvollen beitrag zur mitgestal-
tung fachlicher Diskurse. Dabei haben wir immer gesellschaftspolitisch relevante zielgrup-
pen im blick und transferieren durch stellungnahmen und bei anhörungen erfahrungen 
und erkenntnisse in den politischen raum. unsere lsbti*-expertise nennen wir regenbo-
genkompetenz; sie findet in Politik, gesellschaft, Wissenschaft und bei medien gehör und 
wird regelmäßig in anspruch genommen.

menschenrechte von lsbti* stärken

Die Hes hat sich zum ziel gesetzt, ihr engagement in der aufklärung, Vernetzung und 
sensibilisierung für die menschenrechte von lsbti* im inland wie im ausland zu verstär-
ken. Wir haben mit unterstützung von Privatstiftungen, des auswärtigen amtes oder des 
bundesministeriums für wirtschaftliche zusammenarbeit und entwicklung unter beweis 
gestellt, dass der Dreiklang von aufklärung über die situation von lsbti*, sensibilisierung 
und Vernetzungsarbeit ein erfolgversprechender ansatz ist, um die menschenrechte von 
lsbti* zu stärken. nicht zuletzt durch die Vermittlung unserer durch langjährige Projekt-
arbeit gewonnenen erfahrungen und durch die nutzung unserer kontakte wollen wir im 
inland aufklärungs- und sensibilisierungsarbeit zum thema lsbti*-rechte durchführen. 

kompetenztransfer

Wir haben gezeigt, was an wichtiger menschenrechtsarbeit für lsbti* im globalen süden 
und osteuropa möglich ist. unsere modellprojekte müssen auch von anderen trägeror-
ganisationen aufgegriffen werden. Viele müssen sich die thematik zu eigen machen, da-
mit die menschenrechte von lsbti* gestärkt und die Durchführung von lsbti*-Projekten 
nachhaltig abgesichert werden, ihre zahl muss sich vervielfältigen. Doch dies erfordert 
aufklärung, sensibilisierung und Vernetzung. mit Publikationen und mit Veranstaltungen 
leisten wir einen beitrag zu diesem kompetenztransfer.

multilaterale Plattformen

auch zum thema menschenrechtliche schutzmechanismen für lsbti* und multilaterale 
Plattformen wie Vereinte nationen, equal rights coalition oder europarat führen wir Work-
shops mit anderen zivilgesellschaftlichen multiplikator*innen durch. Wir können dabei auf 
die internationale Vernetzung des lsVD, seinen beraterstatus im Wirtschafts- und sozial-
ausschuss der Vereinten nationen und seine langjährige menschenrechtliche expertise 
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zurückgreifen. Durch diesen Wissens- und kompetenztransfer kann der schutz von lsbti*-
menschenrechtsverteidiger*innen im globalen süden und osteuropa nachhaltig gestärkt 
werden.   

„internationale menschenrechtsdebatten nach Deutschland 
vermitteln“
 
einen großen, wertvollen beitrag zu diesem Wissenstransfer konnten wir in 2020 mit un-
serem Projekt „internationale menschenrechtsdebatten nach Deutschland vermitteln“  
leisten. Drei themen stellten wir in den mittelpunkt: Der Peking+25-Prozess zu frauen-
rechten, die behandlung von lsbti*-themen im un-menschenrechtsrat und antirassismus. 

black lives matter!-Demos für ein ende rassistischer gewalt fanden und finden in unzähli-
gen städten auf mehreren kontinenten statt. Die Demonstrierenden gingen in 2020 zum 
gedenken an george floyd auf die straße und forderten ein ende rassistischer gewalt. in 
Deutschland hat der terroranschlag in Hanau gerade diejenigen, die von rassismus betrof-
fen sind, tief erschüttert und verunsichert. Viele fürchten, selbst ziel der gewalt zu werden. 
rassismus ist eine menschenrechtsverletzung und diese form der Verunsicherung ist es 
auch. so steht es in der un-anti-rassismus-konvention „zur beseitigung jeder form von 
rassistischer Diskriminierung“, die 1969 in kraft trat. 

aktivist*innen wissen: abkommen sind enorm wichtig

menschenrechtsaktivist*innen auf allen kontinenten wissen, wie wichtig die abkommen 
sind, wie sie wirken und auch, wie sie ignoriert werden und wie überall daran gezerrt wird. 
aber das bleibt meist im Hintergrund. nicht oft bekommt man mit, was auf internationaler 
ebene diskutiert wird und wer daran beteiligt ist. Der ort dafür ist der internationale rah-
men, sind die multilateralen organisationen. Die menschenrechte, ihre geltung, umset-
zung und die bewertung der umsetzung in den mitgliedsstaaten ist ständiges thema bei 
internationalen treffen, in den un-gremien, in den regierungsberichten der unterzeich-
nerstaaten und in den Parallelberichten der zivilgesellschaft. 

Dort wird diskutiert und interpretiert, welche rechte wir haben; und es wird heftig um die 
geltung und auslegung der menschenrechte gestritten. Das ganze wirkt ziemlich kompli-
ziert und abgehoben. mit unserem Projekt „internationale menschenrechtsdebatten nach 
Deutschland vermitteln“ wollten wir dazu beitragen, das zu ändern und zeigen, dass diese 
Debatten direkt unser leben betreffen und den alltag von lsbti* in aller Welt. 

für die geltung und akzeptanz der menschenrechte spielen die zivilgesellschaft, also 
nichtregierungsorganisationen (nro), eine sehr wichtige rolle. Das ist wenig bekannt und 
wird oft nicht gesehen; vielmehr wird angenommen, dass es sich nur um eine sache der 
regierungen handelt. Wir wollten zeigen, wie wichtig die rolle der zivilgesellschaft ist und 
welche erstaunlichen internationalen koalitionen es gegen teile der menschenrechte gibt, 
koalitionen, die intensiv an einem backlash arbeiten.

menschenrechte und entwicklungspolitik 

geschlechterverhältnisse und geschlechtergerechtigkeit, sexualität und sexuelle rechte, 
strukturelle HiV-Prävention, menschenrechtlicher ansatz und nichtdiskriminierung sind 
zentrale entwicklungspolitische themen. ihre bedeutung für den politischen und wirt-
schaftlichen Wandel steht außer frage. auch deshalb dürfen die menschenrechte von  
lsbti* kein nischenthema sein. andererseits bescheren Homosexuellenfeindlichkeit, 
transphobie und minderheitenfeindlichkeit sowie Diskriminierung einer gesellschaft  
immense kosten. Durch ausschlüsse wird kreatives und produktives Potenzial ver-
schwendet und kommt nicht zur entfaltung. auch stehen bürger*innen, die ungleich 
behandelt werden, dem gemeinwesen distanziert gegenüber.

Der umgang mit den menschenrechten von lsbti* ist ein lackmustest für den freiheits- 
und reifegrad eines gemeinwesens. in der frage der achtung der menschenrechte darf es 
keinerlei Hierarchisierungen geben. Die einen genießen nicht größeren schutz als andere 
und haben auch nicht mehr menschenrechte als die mitmenschen. Dies immer wieder klar-
zustellen und dafür zu sorgen, dass die Vertreter*innen der hiesigen Politik, akteur*innen 
der zivilgesellschaftlichen organisationen und andere relevante multiplikator*innen dies 
als selbstverständlichkeit verinnerlichen, war eines unserer Hauptanliegen im Projekt. 

Wir wünschen gute lektüre bei dieser konferenzdokumentation und laden sie herzlich ein, 
sich im „infozentrum“ auf der Website der Hirschfeld-eddy-stiftung weiter umzusehen. 

Dort finden sie alle Veranstaltungen und Publikationen dieses Projekts, relevante infor-
mationen zu menschenrechten und lsbti*, Hintergrundartikel, ein Video-faQ, interviews, 
eine virtuelle bibliothek und mitschnitte dieser konferenz. 

Wir haben etwas gegen Verfolgung und Diskriminierung von lsbti* – 
die menschenrechte!

SaraH koHrt unD klauS JEtz
Hirschfeld-eddy-stiftung
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oNLINE-KoNFERENz DER HIRSCHFELD-EDDy-StIFtUNG
AM 2. UND 3. DEzEMBER 2020 

Weltweit sind lsbti* gewalt und Diskriminierung ausgesetzt. in vielen ländern leben les-
ben, schwule, bisexuelle, trans* und intergeschlechtliche menschen (lsbti*) in ständiger 
gefahr und angst. Die Hirschfeld-eddy-stiftung unterstützt den weltweiten kampf gegen 
brutale strafgesetze, staatliche zensur und gesellschaftliche ausgrenzung, leistet Hilfe 
für menschen, die vor Verfolgung flüchten müssen und fördert lsbti*-menschenrechts- 
projekte im globalen süden und osteuropa. 

lange zeit war die menschenrechtsarbeit zu sexueller orientierung und geschlechts-
identitäten kein thema für die deutsche außenpolitik und entwicklungszusammenarbeit. 
Das hat sich geändert. Hier konnten wir viel Überzeugungsarbeit leisten und förderung 
für lsbti*-Projekte durchsetzen. Wir schließen bündnisse mit anderen menschenrechts- 
organisationen und trägern der entwicklungszusammenarbeit. Denn lsbti*-rechte sind  
menschenrechte und deren stärkung ist eine aufgabe, die alle angeht, nicht nur die  
lsbti*-community in Deutschland.

Alle Plenarveranstaltungen werden englisch und deutsch gedolmetscht. 
Forum 1 findet in englischer Sprache statt. 
Forum 2 und Forum 4 werden englisch und deutsch gedolmetscht, 
alle anderen Foren finden nur in deutscher Sprache statt.
 

PRoGRAMM 2. Dezember 2020  |  14:00 − 16:30 Uhr

14:00 uhr   begrüßung durch axel Hochrein, Hirschfeld-eddy-stiftung
14:05 uhr   grußwort von christian lange, Parlamentarischer staatssekretär beim 
                      bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

14:10–14:30 uhr  
KEyNotE 1:  LSBtI*-Rechte sind Menschenrechte! Rolle, Möglichkeiten und 
Herausforderungen für die deutsche Menschenrechtspolitik. Dr. silke Voß-kyeck, 
un-expertin und berichterstatterin für das forum menschenrechte e.V.

14:30–14:50 uhr   
KEyNotE 2:  Die Rolle von Geber*innen in Deutschland für internationale 
Menschenrechtsarbeit. ise bosch, geschäftsführerin Dreilinden ggmbH 

Tagesmoderation: Alfonso Pantisano, LSVD

14:50–15:00 uhr  Pause
15:00–16:00 uhr  Drei parallele online-foren zu grundlagen

FoRUM 1:  Gewalt und Kriminalisierung von LSBtI* am Beispiel von Honduras, 
Russland und Uganda. zwischen rechtlicher kriminalisierung und lsbti*-feindlicher 
gewalt: Die menschenrechtssituation von lsbti*, notfallhilfe und Herausforderungen 
für menschenrechtsorganisationen und die deutsche Diplomatie.

•  Paola flores, asociación lgbt arcoíris de Honduras
•  Julius kaggwa, support initiative for People with atypical sex Development, uganda 
•  björn van roozendaal, ilga-europe
•  frank schwabe, mdb und mitglied der Parlamentarischen Versammlung des europarats

Moderation: Caroline Ausserer, Journalistin

FoRUM 2:  Religiös motivierte LSBtI*-Feindlichkeit
religiös begründete antihomosexuelle Haltungen greifen weit über das menschenrecht 
auf glaubensfreiheit hinaus, wenn sie als triebkraft und begründung für menschenrechts-
widrige gesetzgebung dienen oder den nährboden für diskriminierende Handlungen 
oder gar gewaltsame Übergriffe auf menschen bilden. lsbti*-freundliche kirchen und 
konfessionelle träger der entwicklungszusammenarbeit sorgen für gegenwind.

•  martina basso, mennonitisches friedenszentrum berlin
•  ecclesia de lange, inclusive & affirming ministries, südafrika
•  carsta neuenroth, brot für die Welt

Moderation: Henny Engels, LSVD 

Aufklären, sensibilisieren, vernetzen.
LSBTI*-Rechte sind Menschenrechte! 
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FoRUM 3:  Shrinking Spaces − Internationale der Homophobie und trans*feindlichkeit
Der gemeinsame nenner undemokratischer, minderheitenfeindlicher und nationalis-
tischer regime ist die aversion gegen eine kritische und selbstbewusste zivilgesellschaft. 
es wird gehetzt gegen die „anderen“, gegen lsbti*, feminismus, People of colour, mus-
lime oder geflüchtete. gesetze werden erlassen, um zivilgesellschaft in die schranken 
zu weisen. Wie reagieren zivilgesellschaftliche organisationen auf die entwicklungen in 
russland, brasilien, uganda oder indonesien, wo die Handlungsräume für Partnerorgani-
sationen systematisch eingeschränkt werden?

•  Dr. Julia ehrt, ilga World
•  kirsten maas-albert, Heinrich-böll-stiftung
•  katharina stahlecker, Venro

Moderation: Klaus Jetz, Hirschfeld-Eddy-Stiftung

16:00–16:15 uhr   blitzlicht i: kurzberichte aus foren 1–3, zentrale thesen und themen
16:15–16:20 uhr   Verabschiedung, ende tag 1

PRoGRAMM 3. Dezember 2020  |  16:00 − 19:00 Uhr
 
16:00–16:10 uhr  einführung und zusammenfassung von tag 1

16:10–17:20 uhr  StRAtEGIE-PoDIUM 
Aufklären, sensibilisieren, vernetzen. LSBtI*-Rechte sind Menschenrechte!
Wie unterstützen wir lsbti*-menschenrechtsverteidiger*innen, wie stärken wir die 
menschenrechte? Welche strategien gibt es, welche allianzen nutzen wir? 

•  iris Dill, Deutsche gesellschaft für internationale zusammenarbeit
•  gyde Jensen, mdb und Vorsitzende des bundestagsausschusses für menschenrechte  
   und humanitäre Hilfe
•  michael roth, staatsminister für europa im auswärtigen amt
•  elke schäfter, elisabeth-selbert-initiative

Moderation: Axel Hochrein, Hirschfeld-Eddy-Stiftung

17:20–17:30 uhr   Pause
17:30–18:30 uhr   Drei parallele online-foren zu Handlungsfeldern

FoRUM 4:  LSBtI*-Inklusionskonzept für die Auswärtige Politik und Entwicklungs-
zusammenarbeit. erstmals soll Deutschland ein ressortgemeinsames lsbti*-inklusions-
konzept für die auswärtige Politik und entwicklungszusammenarbeit erhalten. Die 
bundesregierung greift damit eine langjährige forderung der zivilgesellschaft auf und 

findet anschluss an länder wie schweden, kanada oder die niederlande. Wie kam es 
dazu, was bedeutet das für die auswärtigen beziehungen und wie können die selbst 
gesteckten zielsetzungen umgesetzt werden?

•  Dr. bernadette kalz, bundesministerium für wirtschaftliche zusammenarbeit und  
    entwicklung
•  Dr. anna mrozek, bundesministerium für familie, senioren, frauen und Jugend
•  Dr. Wiebke rückert, auswärtiges amt
•  sarah kohrt, Hirschfeld-eddy-stiftung

Moderation: Helmut Metzner, LSVD 

FoRUM 5:  Multilateralismus unter Beschuss
Der multilateralismus ist (wieder einmal) unter beschuss geraten: Die derzeitige us-admi-
nistration tritt aus der WHo und dem un-menschenrechtsrat aus, großbritannien verlässt 
die eu und schwächt deren auftreten auf un-ebene, brasilien zieht nach und steigt aus 
dem un-migrationspakt aus. allenthalben sorgen nationalismus und Populismus für ab-
schottung. Wo stünde die lsbti*-bewegung, welchen stellenwert hätte die internationale 
menschenrechtspolitik ohne un, eu oder europarat?

•  Dr. Julia ehrt, ilga World
•  Dr. lisa Heemann, Deutsche gesellschaft für die Vereinten nationen e.V.
•  Dr. clemens recker, ständige Vertretung Deutschlands bei den Vereinten nationen, genf
•  Dr. silke Voß-kyeck, forum menschenrechte e.V.

Moderation: Nina Eschke, Deutsches Institut für Menschenrechte

FoRUM 6:  Best Practice & Medien
tu gutes und rede darüber. unterstützung von lsbti*-menschenrechtsverteidiger*innen 
im globalen süden und osteuropa gibt es, lsbti*-Projekte werden gefördert. Doch diese 
förderung reicht hinten und vorne nicht. und wie wird über positive beispiele berichtet? 
kommt das thema in den medien vor oder fällt es unter den tisch? Wie sieht eine ange-
messene berichterstattung aus?

•  Dr. martina backes, redaktion südnordfunk/iz3w
•  klaus Jetz, Hirschfeld-eddy-stiftung
•  Dr. bärbel röben, Journalistin und medienwissenschaftlerin
•  sonja schelper, filia.die frauenstiftung

Moderation: Markus Ulrich, LSVD

18:30–18:45 uhr   blitzlicht ii: kurzberichte aus foren 4–6, zentrale thesen und themen 
18:45–18:50 uhr   schlussrede und Verabschiedung
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Deutschland und der ganzen Welt, sich die zeit genommen haben, bei der gestaltung und 
Durchführung mitzuwirken oder heute und morgen die konferenz zu verfolgen. 
ihnen allen ein herzliches Willkommen.

Von anfang an lautete artikel 1 der allgemeinen erklärung der menschenrechte: 
„Alle Menschen sind frei und gleich an würde und Rechten geboren.“ 

trotzdem wurden je nach kulturgeist, gesellschaftlichen traditionen, religiösen Überzeu-
gungen oder wirtschaftlichen interessen einzelne menschengruppen von der teilhabe 
ausgeschlossen. Dazu gehörten und gehören auch die menschen, die mit ihrer sexuellen 
orientierung oder geschlechtsidentität nicht der heteronormativen mehrheitsgesellschaft 
entsprechen. Die inklusion der sexuellen und geschlechtlichen identität des menschen als 
unveräußerliches menschenrecht hat erst in den letzten Jahren an bedeutung gewonnen 
und ist trotzdem weit entfernt von seiner allgemeinen anerkennung. gesellschaftliche 
ausgrenzung, staatliche Verfolgung, psychische und physische gewalt an lsbti* sind welt-
weit weiterhin an der tagesordnung. Wir leben weiter in einer zeit, in der immer noch ein 
selbstverständliches menschenrecht in vielen staaten der Welt strafrechtlich verfolgt und 
mit drastischen strafen, bis hin zur todesstrafe, geahndet wird. 

Vielen menschen ist dies oft nicht bewusst, manche sind an dieser tatsache nicht interes-
siert. genau deshalb sind aufklärung über diese zustände und fakten, sensibilisierung der 
menschen für das thema und die intensivierung der netzwerke so wichtig. Der spürbare 
backlash der letzten Jahre zeigt, wie unverzichtbar ein nachhaltiger und starker kampf  
gegen dieses unrecht ist.

in diesem sinne und diese ziele vor augen, haben wir diese konferenz geplant und the-
men gesetzt. Heute wollen wir mit zwei keynotes einen blick auf die deutsche menschen-
rechtspolitik und die Projektförderung werfen. in drei foren wollen wir art und Weise der 
verschiedenen formen von Homophobie und trans*feindlichkeit erörtern und eruieren, 
welche gegenstrategien möglich sind. auch morgen wollen wir nach einer Podiumsdis-
kussion, ebenfalls in drei foren, möglichkeiten zur eindämmung und Überwindung dieser 
angriffe auf die menschenrechte von lsbti* diskutieren und weiterentwickeln. 

zusammen mit vielen referent*innen mit hervorragender expertise erwarten uns somit 
nicht nur spannende gespräche, sondern – wie wir hoffen und wünschen – auch informa-
tiver und zielführender austausch mit ihnen allen. 

aXEl HocHrEin
Hirschfeld-eddy-stiftung

sehr geehrte teilnehmende,
liebe freund*innen,

als der deutsche bundestag im november 2019 zum ersten mal die förderung der Hirsch-
feld-eddy-stiftung mit Projektmitteln aus dem bundeshaushalt für das Jahr 2020 beschloss, 
ist er damit nicht nur einem lang geäußerten Wunsch unserer stiftung nachgekommen, 
sondern hat auch die bedeutung unserer stiftungsarbeit unterstrichen. 

Die zuordnung unseres Projektes zum bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz, das seit seiner gründung auch die bundesstiftung magnus-Hirschfeld betreut, ha-
ben wir sehr begrüßt. Wir haben im bmJV von anfang an offene türen und viel unterstüt-
zung gefunden. natürlich sah unser mit dem bmJV abgestimmtes Projekt mit dem titel 
„internationale menschenrechtsdebatten nach Deutschland vermitteln“ vor der covid-
Pandemie anders aus als es sich nun im laufe des letzten Jahres entwickelt hat. 

mit der gründung der Hirschfeld-eddy-stiftung im Jahre 2007 als menschenrechtsstiftung 
für lesben, schwule, bisexuelle, trans* und intergeschlechtliche menschen haben wir drei 
säulen unserer stiftungsarbeit festgelegt:

die direkte Hilfe, indem wir lsbti*-organisationen im globalen süden 
und in osteuropa unterstützen

die internationale Lobbyarbeit durch aufklärung, sensibilisierung und den  
kampf gegen die strafrechtliche Verfolgung von Homosexuellen und trans* 

die Informationsvermittlung und Forschung als dritten schwerpunkt.  
Die information, sensibilisierung und Vernetzung der verschiedenen akteur*innen 
für die menschenrechtsarbeit von lsbti* ist uns ein besonderes anliegen. sie muss 
in Deutschland deutlich wahrnehmbarer werden.

sexuelle minderheiten sind bis heute ein unterentwickeltes thema in der regierungs- 
politik und der entwicklungszusammenarbeit. Deshalb haben wir uns in den letzten  
Jahren immer wieder dafür stark gemacht, dass die bundesregierung endlich ein lsbti*-
inklusionskonzept für die auswärtige Politik und entwicklungszusammenarbeit verab-
schiedet. Die ankündigung der Vorstellung dieses konzeptes durch das auswärtige amt 
freut uns sehr und wird auch thema eines der foren am morgigen tag sein. insgesamt 
wurde die arbeit auf dem gebiet der informationsvermittlung durch das Projekt deutlich 
gestärkt und effizienter. 

natürlich hat auch uns die covid-Pandemie vor die Herausforderung gestellt, vieles, was 
als Präsenz-Veranstaltungen, meetings und Diskussionen geplant war, auf ein online- 
format umzustellen und manches – schweren Herzens – in eine hoffentlich wieder ein-
schränkungsfreiere zeit zu verschieben.

und natürlich war auch unser heute und morgen stattfindender abschluss-kongress als 
ein persönliches zusammenkommen geplant. umso mehr sind wir froh, dass wir heute 
trotzdem – wenn auch leider nur virtuell – zusammenkommen und so viele menschen, aus 
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sehr geehrter Herr Hochrein,
verehrte gäste,

auch ich möchte sie ganz herzlich zu der online-konferenz „aufklären, sensibilisieren,  
vernetzen. lsbti-rechte sind menschenrechte!“ begrüßen. es freut mich sehr, dass es der 
Hirschfeld-eddy-stiftung gelungen ist, den abschlusskongress trotz der nicht einfachen 
umstände durch die covid-19-Pandemie zu veranstalten. es ist zweifellos bedauerlich, dass 
die heutige Veranstaltung nicht im rahmen der ursprünglich geplanten Präsenzveranstal-
tung durchgeführt werden kann. Durch das virtuelle format fallen persönliche kontakte 
und der – so wichtige und oftmals bereichernde – austausch am rande des kongresses 
weg. umso wichtiger ist es, dass wir die eingeschränkten möglichkeiten aktiv nutzen und 
auf diese Weise miteinander im gespräch bleiben.

Die umstellung auf Web-seminare hat aber auch Vorteile, die wir nicht außer acht lassen 
sollten. Dadurch ist es möglich, noch schneller und noch globaler zu agieren. trotz großer 
räumlicher Distanzen können menschrenrechtsaktivistinnen und -aktivisten zusammen-
kommen, um gemeinsam ihre Projekte voranzutreiben. lassen sie uns die neuen virtuellen 
formate auch als chance sehen, um einen größeren kreis an Diskussionsteilnehmerinnen 
und -teilnehmer zu erreichen!  

mit diesem abschlusskongress sollen die Diskussionen in den zahlreichen Workshops, die 
die Hirschfeld-eddy-stiftung in diesem Jahr unter der Überschrift „internationale men-
schenrechtsdebatten nach Deutschland vermitteln“ durchgeführt hat, gebündelt wer-
den. gerade weil der kongress damit so eine entscheidende rolle in dem gesamtkonzept 
des Projektes der stiftung spielt, ist es äußerst wichtig, dass er trotz der corona-Pandemie 
stattfinden kann. Durch die Pandemie sind Wirtschaft und gesundheitssysteme in fast 
allen staaten der Welt extremen Herausforderungen ausgesetzt. 

GRUSSWORT

Wir alle versuchen, unter großen anstrengungen, der Pandemie entgegenzuwirken. Wie 
ein unabhängiger un-experte kürzlich festgestellt hat, sind gerade die der Diskriminie-
rung ausgesetzten minderheiten besonders stark von den beschränkungen betroffen und 
leiden.  

auch unabhängig von der Pandemie erfahren lesben, schwule, bisexuelle,  transsexuelle 
und intersexuelle menschen in vielen ländern immer noch ausgrenzung, feindseligkeit 
und gewalt. benannt nach dem deutschen arzt und sexualwissenschaftler Dr. magnus 
Hirschfeld und der lesbischen menschenrechtsaktivistin fannyann eddy aus sierra leone, 
steht die Hirschfeld-eddy-stiftung für den kampf für menschenrechte von lsbti* welt-
weit. 

zusammen mit mutigen menschen tritt sie für die rechte von lsbti* ein und macht 
deutlich, dass die menschenrechte für alle gelten, unabhängig von der sexuellen orien-
tierung und geschlechtsidentität. Durch internationalen austausch von menschenrechts- 
aktivistinnen und -aktivisten mit der zivilgesellschaft, medien und Politikerinnen und  
Politikern will die stiftung die sensibilisierung für lsbti*-menschenrechtsthemen errei-
chen und damit zu einer nachhaltigen Veränderung in vielen ländern der Welt beitragen. 
mit ihren Partnerorganisationen vor ort hilft die stiftung menschen, die in ihren Heimat-
ländern verfolgt werden, und unterstützt kampagnen, die für respekt und anerkennung 
für lsbti* in der bevölkerung werben. ihrem einsatz gilt meine höchste anerkennung! 

ich freue mich sehr, dass mein Haus, das bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz, die Projekte der Hirschfeld-eddy-stiftung fördern kann. internationale  
menschenrechtsarbeit sowie die aufklärung und der abbau von Vorurteilen gegenüber 
lsbti* − das geht uns alle an!

Der intoleranz und Diskriminierung von lesben, schwulen, bi-, trans* und intersexuellen 
menschen müssen wir weiterhin mutig und engagiert entgegentreten − in Deutschland 
und weltweit − und uns auf diese Weise dafür einsetzen, dass Vielfalt nicht nur ein Wort ist, 
sondern auch tatsächlich gelebt wird!

ich wünsche ihnen zwei sehr ertragreiche tage bei diesem kongress und der Hirschfeld-
eddy-stiftung für ihre arbeit weiterhin viel erfolg!

Vielen Dank.

cHriStian langE, mdb
Parlamentarischer staatssekretär
beim bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz
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LSBTI*-Rechte sind 
Menschenrechte! 
Rolle, Möglichkeiten 
und Herausforderungen 
für die deutsche 
Menschenrechtspolitik
Dr. silke Voss-kyeck
Forum Menschenrechte e.V.  
2. Dezember 2020

silke Voß-kyeck, forum menschenrechte, 

spricht in der ersten keynote über die aktuelle 

situation von lsbti*-rechten in der deutschen 

menschenrechtspolitik. Der konferenzteil mit 

fast 100 zugeschalteten teilnehmenden wird 

moderiert von alfonso Pantisano.
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Vielen Dank für die einladung zu dieser keynote! es ist mir eine besondere ehre! 
ich habe mich aber natürlich gefragt, was kann ich ihnen – den zahlreich vertretenen lang-
jährigen expert*innen für lsbti*-rechte – denn eigentlich erzählen, was sie nicht selber 
und besser wüssten? Von diesem anspruch verabschiede ich mich also lieber gleich wie-
der. Vielmehr möchte mit meinen erfahrungen aus der menschenrechtspolitik und eher 
aus der Vogelperspektive auf das ambivalente bild schauen, möchte fragen aufzeigen, die 
vielleicht mit in die foren genommen werden können, und den finger in die eine oder 
andere Wunde legen. 

bei der Vorbereitung kam mir ein sehr persönliches erlebnis wieder in erinnerung, das ich 
gerne kurz mit ihnen teilen möchte, weil darin vieles steckt, worüber wir reden wollen 
und müssen. es war ein elternabend einer 6. grundschulklasse, gleich nach den sommer-
ferien. Die klassenlehrerin und die eltern eines kindes teilten sehr ruhig und konzentriert 
mit, dass ein schüler der klasse ab jetzt eine schülerin sei. sie informierten uns, was dies 
– nach vielen absprachen mit der schulleitung, dem betreffenden kind und auch mit den 
anderen schüler*innen, insbesondere den mädchen der klasse  – nun für Änderungen mit 
sich brächte. es gab einige fragen und viel respekt. ein Vater aber empörte sich: „Also Trans 
und Gender, das kann man ja alles machen. Aber wenn meine Tochter dann Angst hat, auf die 
Toilette zu gehen, hört es aber wirklich auf!“ Wohlgemerkt, es war nicht der Vater des trans-
kindes. und noch dazu war dieser Vater Polizist. 

Diese geschichte zeigt 1. was in Deutschland inzwischen möglich ist in bezug auf aner-
kennung, 2. wieviel ignoranz immer noch verbreitet ist (trans „machen“??), 3. wieviel aus-
bildung und sensibilisierung offenbar bei Polizei und Vollzugspersonal noch nötig ist, und 
(stichwort toilette) 4. dass lsbti*-rechte nicht losgelöst von allen anderen menschen-
rechten stehen. gerade das recht auf sanitärversorgung ist im alltag vieler lsbti* eine 
riesige Herausforderung oder gar gefahr. ich werde darauf noch zurückkommen. 

Jetzt aber von Berlin auf die internationale Bühne:

träger*innen der menschenrechte / menschenrechtssubjekte sind heterosexuell orien-
tiert und von binärer geschlechtsidentität – dies war viele Jahrzehnte eine weitgehend 
selbstverständliche, wenig hinterfragte annahme im internationalen menschenrechtsdis-
kurs. seit mindestens 20 Jahren und mit zunehmender geschwindigkeit wird das anders 
– zum glück! aber leider heißt das nicht, dass nun alles gut wäre oder alsbald gut wird für 
lsbti*-menschen. menschenrechtsverletzungen schlimmster form sind weltweit an der 
tagesordnung, die rechtsdurchsetzung alles andere als einfach, und Diskriminierung und 
Hasskriminalität auch in Deutschland verbreitet. in eu-mitgliedsstaaten tun sich gerade 
neue abgründe auf. im un-menschenrechtsrat ist dieses thema eines der umstrittensten 
überhaupt. 

Die corona-Pandemie hat die situation für lsbti* wahrlich nicht leichter gemacht. Der 
sonderberichterstatter Victor madrigal-borloz hat im Juli 2020 dokumentiert, wie viele 
maßnahmen zur Pandemiebekämpfung die muster sozialer ausgrenzung und gewalt 
noch zusätzlich verstärken. auch die überall enger werdenden zivilgesellschaftlichen 
Handlungsspielräume (shrinking spaces) treffen lsbti*-aktivist*innen erheblich, nicht 
zuletzt weil förderung aus dem ausland viel schwieriger bis unmöglich wird. unmittelbar 

damit verbunden sind wachsender nationalismus und immer mehr autokratische regie-
rungen. Dies ist auch und besonders in europa ein erhebliches Problem und zusammen 
mit zunehmendem, offenem rassismus eine überaus gefährliche mischung.

große Herausforderungen in der eu

in einigen europäischen ländern geht es nicht etwa darum, dass gesetze gegen Diskrimi-
nierung von lsbti* erlassen werden. nein, dort werden andersherum gesetze oder Ver-
ordnungen geschaffen, die Diskriminierungen auf eine gesetzliche grundlage stellen und 
damit ausgrenzung und Hass in der gesellschaft noch ermutigen und bestärken.

Am offensichtlichsten ist das gerade in Ungarn und Polen zu beobachten. 

„Die Mutter ist eine Frau, der Vater ein Mann“ – das soll in ungarn bald in der Verfassung 
festgeschrieben werden. schon seit 2012 ist darin die ehe als „Vereinigung aus Mann und 
Frau“ definiert – homosexuelle Paare sind damit sowohl von einer Hochzeit als auch von 
einer kindesadoption kategorisch ausgeschlossen. seit mai bestimmt ein gesetz, dass das 
geschlecht eines menschen „anhand primärer Geschlechtsmerkmale und Chromosomen“ 
einmalig bei der geburt festgestellt wird – intersexuelle kinder werden dabei ebenso we-
nig berücksichtigt wie transgeschlechtliche ungar*innen, die ihr geschlecht im ausweis 
nicht mehr ändern lassen können.

in Polen – in unserer unmittelbaren nachbarschaft – werden Homophobie und transpho-
bie systematisch von der regierung geschürt und inzwischen sogar finanziert.  nachdem 
die eu-kommission angesichts von selbsterklärten „lsbti*-freien zonen“ fördergelder im 
rahmen von städtepartnerschaftsprogrammen strich, hat der Justizminister den betrof-
fenen gemeinden eine kompensation versprochen.

Die eu-kommission hat im november eine allererste strategie zur lsbti*-gleichstellung 
in der eu vorgestellt. Dass es überhaupt solch einer strategie bedarf, wo doch gleichheit 
und nicht-Diskriminierung zu den fundamentalen Werten der eu gehören, sagt eine men-
ge über die Herausforderungen. aber es ist trotzdem oder gerade deswegen ein richtiges 
und wichtiges politisches signal, das hoffentlich mit wirksamen maßnahmen und unein-
geschränkter unterstützung der bundesregierung einhergehen wird.

entwicklung im un-menschenrechtsrat 

im un-menschenrechtsrat – das zentrale gremium der internationalen menschenrechts-
politik – hat das thema Diskriminierung aufgrund von sexueller orientierung und ge-
schlechtsidentität in den vergangenen Jahren sichtlich an Dynamik gewonnen. Das kon-
fliktpotenzial ist dennoch unverändert hoch – mit Verweis auf traditionelle Werte, kultur 
und religion lehnen insbesondere die organisation of islamic cooperation (oic), die mei-
sten afrikanischen staaten, russland, china und der Vatikan alle initiativen ab. 

Daran scheiterte noch zur zeit der menschenrechtskommission (2003/2005) eine erste 
resolutionsinitiative brasiliens.
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erst 2011 wurde eine von südafrika initiierte resolution mit äußerst knapper mehrheit an-
genommen und darin menschenrechtsverletzungen aufgrund sexueller orientierung und 
geschlechtsidentität (sogi) erstmals als Verletzung internationaler menschenrechtsstan-
dards anerkannt. seit 2016 per resolution der sonderberichterstatter eingesetzt wurde, ist 
das lsbti*-Dossier fest auf der tagesordnung des menschenrechtsrats etabliert; trotzdem 
– und nicht nur das äußerst knappe abstimmungsergebnis für das mandat zeigt das – ist es 
bis zu einer universellen anerkennung der menschenrechte von lsbti* durch die Verein-
ten nationen noch ein langer Weg. auf dem sind die kleinen fortschritte umso wichtiger. 

so zum beispiel das allererste statement überhaupt zu den rechten von intergeschlecht-
lichen menschen, das Österreich im namen von 35 weiteren staaten bei der letzten rats-
tagung eingebracht hat. („We call on governments as a matter of urgency, to protect the au-
tonomy of intersex adults and children and their rights to health, and to physical and mental 
integrity so that they live free from violence and harmful practices.“)

relevant sind auch die sonderberichterstatter und die Vertragsausschüsse, die seit gut 
20 Jahren die rechte von lsbti* im rahmen des jeweiligen mandats thematisieren – mal 
mehr mal weniger vorsichtig, mal mehr mal weniger eindeutig.

Deutschland ist auf der genfer bühne durchaus bemüht, könnte sich an der einen oder 
anderen stelle aber noch viel mehr ins zeug legen. zum beispiel das (anfangs schon er-
wähnte) menschenrecht auf sauberes trinkwasser und auf sanitärversorgung. Die im 
Herbst verabschiedete resolution 45/8 bzw. vielmehr die leerstellen darin zeigen das ver-
minte gelände: „Deeply concerned that women and girls are particularly at risk of and expo-
sed to attacks, sexual and gender-based violence, harassment and other threats to their safety 
while collecting household water, when accessing sanitation facilities outside their homes …  
Calls upon States … To consider making the Sustainable Development Goals, including Goal 6, 
a priority at the highest level in order to ensure the progressive realization of the human rights to 
safe drinking water and sanitation for all in a non-discriminatory manner while eliminating in-
equalities in access, including for persons in vulnerable situations and marginalized groups, on 
the grounds of race, colour, sex, language, religion, political or other opinion, national or social 
origin, property, birth or other status, as well as on any other grounds, including disability;“

Wir alle wissen, was hier fehlt.

Der blick auf den un-menschenrechtsschutz zeigt also große politische Hürden, reichlich 
inkonsequenz bei der interpretation und der praktischen anwendung internationaler 
normen und eine alles andere als konsistente terminologie.

yogyakarta-Prinzipien

genau hier haben die yogyakarta-Prinzipien angesetzt und seit 2007 vieles in bewegung 
gebracht – sie „übersetzen“ die menschenrechtsabkommen in bezug auf lsbti* und be-
rücksichtigen dabei sowohl die internationale rechtslage (u. a.  auslegung der Vertragsaus-
schüsse) als auch die lebensrealitäten, das heißt die Diskriminierungs- und gefährdungs-
realitäten von lsbti* weltweit. obwohl es also gar nicht um „neue“ menschenrechte geht, 
konnte die bundesregierung sich noch nicht dazu durchringen, die yogyakarta-Prinzipien 

ausdrücklich zur grundlage ihres menschenrechtlichen engagements zu machen. im neu-
en menschenrechts-aktionsplan der bundesregierung, ganz frisch und heute Vormittag 
vom kabinett abgesegnet, heißt es lediglich, sie wird die „YP fördern“. Die yP+10 sind hier 
noch gar nicht aufgenommen, was mir auf rückfrage mit einem Versehen erklärt wurde. 
Das lässt möglicherweise darauf schließen, dass die erklärte lsbti*-Politik noch nicht ganz 
so verinnerlicht ist bei allen akteuren. 

uPr-Verfahren

beachtliches Potenzial, um den yogyakarta-Prinzipien schritt für schritt beachtung und 
geltung zu verschaffen, bietet das uPr-Verfahren (Universal Periodic Review, die men-
schenrechtliche Überprüfung, der sich alle un-staaten seit 2006 regelmäßig unterziehen 
müssen). Die besonderheit des Verfahrens (peer-to-peer, multi-stakeholder) schafft einen 
rahmen, in dem Deutschland und andere mit fragen und empfehlungen Position bezie-
hen und der zivilgesellschaft des jeweiligen landes sichtbar den rücken stärken können. 
Die statistiken zeigen, dass die menschenrechte von lsbti* inzwischen präsentes thema 
mit steigender tendenz in den Überprüfungsverfahren sind. im Hinblick auf die tatsäch-
liche umsetzung von empfehlungen und Änderungen vor ort ist der uPr allerdings eher 
eine langfristige investition. 

ohne zivilgesellschaft ist alles nichts

für all diese entwicklungen war und ist das beherzte engagement von Diplomat*innen 
eine notwendige, aber keine hinreichende bedingung. entscheidend und unabdingbar ist 
das engagement der zivilgesellschaft. gerade das wird aber weltweit immer schwieriger 
und gefährlicher – und für lsbti*-ngos noch schwerer als ohnehin schon. auch finanzie-
rungsbeschränkungen treffen diese ngos besonders, weil sie noch weniger möglichkeiten 
für fundraising im eigenen land haben. Der un-generalsekretär hat in seinem letzten 
„reprisals-bericht“ keinen zweifel gelassen, dass unter denen, die mit menschenrechts-
gremien der un zusammenarbeiten, lsbti*-Personen und -organisationen besonderen 
repressionen und gewalttätigen Übergriffen ausgesetzt sind. 

Was also können, wollen und müssen wir von der deutschen 
Menschenrechtspolitik erwarten?  

Vorab die frage: Wer „ist“ bzw. macht denn die deutsche menschenrechtspolitik? inner-
halb der Bundesregierung sind es in erster linie das auswärtiges amt und der auswärtige 
Dienst; das bmz über entwicklungszusammenarbeit, mittelbar auch die Durchführungs-
organisationen wie die giz; das bmi mit der Verantwortung für die asylpolitik, die lsbti* 
spezifisch betrifft; das bmfsfJ mit der Projektförderung im Programm „Demokratie leben!“, 
und natürlich das bmJV, welches diese konferenz und das dazugehörige Projekt fördert. 

Darüber nicht vergessen werden sollten der Bundestag und seine mitglieder. sie sind u. a.  
verantwortlich für gesetze im eigenen land (anti-Diskriminierung, strafrecht, Personen-
standsgesetz, transsexuellengesetz, etc.), sie entscheiden über den Haushalt und damit 
fördergelder, und sie gestalten die parlamentarische Diplomatie, z. b. über Parlamentarier-
gruppen oder die Parlamentarische Versammlung des europarates. 
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sträflich vernachlässigt werden von den mdbs die „Parliamentarians for Global Action“, 
ein zusammenschluss von rund 1300 mitgliedern in etwa 140 Parlamenten. lsbti*-rechte  
sind elementarer teil deren arbeit. 2013 wurde die „campaign against Discrimination  
based on sexual orientation and gender identity (sogi)“ gestartet, mit einer eigenen Web-
site und einer menge hilfreicher informationen für Parlamentarier als multiplikatoren.

Diese Akteure sollen tun, was der Titel der Konferenz besagt: aufklären, 
sensibilisieren, vernetzen. Und vor allem: Menschenrechte durchsetzen! 

ich möchte hier nicht auf die Details eingehen, wie das im einzelnen geschehen sollte. 
Dazu gibt es viel expertise, viele studien mit sehr detaillierten empfehlungen, viel input 
ist auch in das geplante inklusionskonzept von aa und bmz gegangen. aber die zentralen 
Punkte will ich nennen:

zUHAUSE ANFANGEN! 

Hier hat sich viel zum guten entwickelt, aber es ist durchaus noch luft nach oben: 
so heißt es etwa im entwurf des inklusionskonzepts „Wir wenden uns gegen jede Form 
der Pathologisierung von LSBTI*-Personen.“ Hierzulande ist jedoch der neue, dritte  
geschlechtseintrag „divers“ mit genau dieser Pathologisierung verbunden, da ein 
ärztliches attest vorgelegt werden muss, welches das Vorliegen einer „Variante der  
geschlechtsentwicklung“ bestätigt.

Homo- und transfeindliche Hasskriminalität sind signifikant untererfasst bei der Poli-
tisch motivierten kriminalität, mit entsprechenden unterlassungen in der strafverfol-
gung und Verurteilung gemäß §46(2) stgb.

besonders hürdenreich ist menschenrechtsarbeit ja bekanntlich, wenn es um asyl 
und flucht geht. Dass lsbti* zu den besonders vulnerablen gruppen unter den  
geflüchteten gehören, scheint noch nicht common sense zu sein. (Das betrifft die 
fluchtgründe, deren anerkennung im asylverfahren und den schutz vor gewalt bei 
der unterbringung.) 

PoSItIoN BEzIEHEN!

Die yogyakarta-Prinzipien plus 10 sollten anerkannt und mutig vertreten werden. 
sie begründen kein neues recht, sondern wenden bestehendes recht auf die realen 
erfahrungen der rechteinhaber an.

es ist gut und richtig, zivilgesellschaft durch Projekte und finanziell zu unterstützen; 
aber das kann nicht bedeuten, damit selber unsichtbar zu bleiben, um die diploma-
tischen beziehungen nicht zu strapazieren.

GENAU HINSCHAUEN!
alle im ausland tätigen Vertreter*innen der deutschen Politik (Diplomat*innen, abge-
ordnete, ez-Personal) sollten wissen, was wo und wie passiert, d.h. die politischen und 
gesellschaftlichen bedingungen für lsbti* in einzelnen ländern genau im blick haben. 
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GENAU HINHöREN!
um zu entscheiden, welche strategien und maßnahmen sinnvoll und hilfreich sind, ist 
die community vor ort maßgeblich: wie schätzen lsbti*-aktivist*innen selbst das ein? 
„Do no harm!“ ist das oberste (aber nicht das einzige) gebot.

zIVILGESELLSCHAFt UNtERStÜtzEN!
Dabei gilt es, möglichst alle akteure im blick zu haben, auch wenn manche ngos viel-
leicht „pflegeleichter“ oder „projektkompatibler“ sind als andere. 

„REGENBoGENKoMPEtENz“ AUFBAUEN UND StäRKEN!
menschenrechte von lsbti* müssen bestandteil der aus- und fortbildung für Diplo-
mat*innen und für ez-Personal sein. im inklusionskonzept ist das zu recht als rele-
vanter Punkt identifiziert. engagement ist noch viel zu sehr von einzelnen abhängig.

BÜNDNISSE SUCHEN UND AUSBAUEN!
Deutschland ist in den relevanten bündnissen (z. b. equal rights coalition, un lgbti 
core group in new york) vertreten, doch dort tummeln sich weitgehend gleiche unter 
gleichen. es gilt, auch in afrika und asien bündnispartner zu finden. 

EIGENE PoLItISCHE MASSNAHMEN VoRANBRINGEN!
Die ausarbeitung eines „lsbti-inklusionskonzept der bundesregierung für die auswär-
tige Politik und die entwicklungszusammenarbeit“ wurde im Juni 2017 beschlossen, 
jetzt ist es in der finalen abstimmung. Der inhalt selbst erklärt jedenfalls nicht, was 
daran so lange gedauert hat. es ist solide, aber nicht revolutionär, und wie alle guten 
konzepte muss sich auch dieses in der umsetzung bewähren.

aa und bmz wollen mit dem konzept ihr engagement für die realisierung gleicher rechte  
von lsbti* und gegen Diskriminierung aufgrund der sexuellen orientierung und ge-
schlechtsidentität oder -merkmale sichtbarer machen. ein erklärtes ziel ist es: 

„Wir nehmen im internationalen menschenrechtlichen Dialog eine Vorreiterrolle
für die Achtung, den Schutz und die Gewährleistung der Menschenrechte von 
LSBTI-Personen ein.“ 

Genau das wünschen wir uns!

4.

5.

6.

7.

8.
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Parliamentarians for global action: 
www.pgaction.org

universal Periodic review (uPr): 
www.upr-info.org/en 
ilga.org/universal-periodic-review
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LSBTI*-Rechte sind 
Menschenrechte! 
Die Rolle von Geber*innen 
in Deutschland für die 
internationale Menschen-
rechtsarbeit
ise boscH
Geschäftsführerin Dreilinden gGmbH
2. Dezember 2020
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ise bosch, Dreilinden, erläutert in der zweiten 

keynote die wichtige rolle der geber*innen 

für die internationale menschenrechtsarbeit. 
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ich danke der Hirschfeld-eddy-stiftung für die möglichkeit, einen beitrag zu dieser konfe-
renz zu leisten! „keynote“ – dabei denke ich immer an tasten am klavier, und verstehe die 
einladung so, dass ich eine melodie beitragen darf. zum thema könnte man leicht eine 
längere Präsentation machen; aber ich stelle dennoch meine einschätzungen in den Vor-
dergrund und die zahlen weiter zurück. ich gebe aber an, wo die guten informationen zu 
finden sind. 

ich nehme mir die freiheit, fast ausschließlich über förderungen für die menschenrechte 
von lgbtQia+ zu sprechen, nicht menschenrechtsförderungen im allgemeinen. 

l-g-b-t-Q-i-a+ − ich mag das neue a+, es sind die alliierten, und das Pluszeichen 
macht das thema noch weiter auf. aber im grund bevorzuge ich weiterhin den begriff  
so-gi-e-sc, also „Menschen, die aufgrund ihrer SO, GI, geschlechtlichen Ausdruck und 
ihrer geschlechtlichen Merkmale diskriminiert werden“. ich bestehe darauf, wir sprechen 
hier eigentlich nicht über ein minderheitenthema. Jeder mensch auf dem globus hat eine 
sexuelle orientierung, eine geschlechtliche identität usw. aus der soziologie und Psycho-
logie wissen wir: all dies ist fluide. Potenziell sind alle betroffen und sobald wir unsere 
familien und unser soziales umfeld mitbetrachten, sowieso. 

ich möchte das thema so auffassen: Wer hat gefördert, wer fördert, was sehen wir an be-
darfen, was entwickelt sich gerade, und wohin könnte die reise gehen? in aller kürze.

Wer hat in Deutschland gefördert? 

Historisch: Vielleicht war die finanzierung von Dr. magnus Hirschfelds institut für sexu-
alwissenschaft ab 1919 die erste größere förderung zum thema, weltweit! auch später 
war Deutschland früh darin, das thema „lesbisch“ in den blick zu nehmen, nämlich in  
vielen förderungen der frauen-anstiftung, Vorgängerin der Heinrich-böll-stiftung, seit 
den 1980er Jahren.

Wir bei Dreilinden erstellen seit 2009 „funding stream“- studien, die fünfte ist gerade in 
arbeit. 2009 betrug die gesamtsumme all dessen, was wir quasi detektivisch auffinden 
konnten, nur ca. 600.000 euro. 2016 war die summe immerhin 3,1 mio. euro, kommend 
von 23 organisationen.

Das ist ein gewisser anstieg, aber mit blick auf Deutschlands bedeutung als geberland 
– die nr. 2 weltweit – sind die summen natürlich ernüchternd. auch die studie, die jetzt 
gerade erhoben wird, wird dieses Verdikt nicht ändern. Die zahlen steigen, der kreis der 
gebenden wird etwas größer – aber die summen stehen in keiner relation zu dem, was in 
ländern passiert, die in einer grob vergleichbaren lage sind wie Deutschland. Das kleine 
schweden gibt fünfzehnmal so viel wie wir, Dänemark dreimal so viel. 

es gibt eine weltweite Vernetzung aller, die hier fördern: das Global Philanthropy Project, 
seit 2009. Wir sind 21, kommen wirklich aus der ganzen Welt, treiben gemeinsam etliche 
förderthemen sehr gezielt voran, veröffentlichen viel. 

es ist vielleicht mein wichtigster input hier, auf die internetseite zu verweisen. Dort stehen 
reihenweise förderstudien, auch zu thematischen schwerpunkten und geografien: 
www.globalphilanthropyproject.org

Das internationale bild ist grundsätzlich ähnlich wie das in Deutschland – nämlich voller 
löcher. Die summe aller gelder, die für lsbti* in den globalen süden und osten gehen 
und erfasst werden konnten, lag 2016 bei 145 mio. euro. Der deutsche anteil an dieser 
summe liegt also bei ca. zwei Prozent. mit löchern meine ich: 

gewisse themen sind unterrepräsentiert, insbesondere lesben, trans* und 
intergeschlechtliche menschen. 

gewisse geografien sind unterrepräsentiert – beispielsweise der gesamte arabische 
raum, und interessanterweise auch nordafrika, was ja für die deutsche sicht auf 
migration so wichtig ist! es sind echte Überraschungen dabei! zum beispiel, was 
lbQ-förderungen angeht, ist Westeuropa die am wenigsten geförderte region.

Wenig förderung gibt es für Doppeldiskriminierungen und Überschneidungen, 
die inzwischen berühmten „intersections“. es fehlen förderungen zu lgbtQi unD 
Jugend, unD alter, unD körperliche beeinträchtigungen, unD antirassismus, etc. 

 
gebraucht wird langfristige, flexible kernförderung 

zum thema der Qualität: Wie gut sind die förderungen? 

Da sind nun studien der geförderten interessant. Das echo, das wir von ihnen hören, ist 
seHr einfach wiederzugeben. gebraucht wird langfristige, flexible kernförderung – im 
unterschied zu Projektförderung. ich sage das gleich noch einmal, weil es das gegenteil 
dessen ist, was hauptsächlich angeboten wird: gebraucht wird langfristige, flexible kern-
förderung. außerdem besteht der Wunsch nach förderung für intersektionale arbeit. und 
es wird capacity building verschiedener art angefragt, u. a. zum thema sicherheit. und 
jetzt, seit anfang 2020, stellen sehr viele um auf nothilfe.

Wir sehen auf seiten der empfangenden eine vielfältige Welt, in der kleine organisationen 
eine auffallend große rolle spielen. Das ist wunderbar, weil gerade diese kleinen organi-
sationen so viel erwirken können. nur, förderungen à la eu-gelder sind für sie unerreich-
bar. nur als beispiel: Die Hälfte der organisationen, die zu lesbischen themen arbeiten, 
haben weniger als zwei mitarbeitende. 20 Prozent von ihnen arbeiten rein ehrenamtlich.  
beim thema intersexualität waren es 2016 gar nur 20 Prozent, die überhaupt irgend- 
jemanden aus dem team bezahlen konnten. manchen passt das auch genauso – aber  
wenn eine gruppe fast oder ganz ohne budget die dringend benötigten Dienstleistungen, 
z. b. jetzt wegen covid-19 anbieten will – an eu-gelder werden sie nicHt kommen. Was 
sich anbietet, sind lösungen in kooperation, re-granting, Weitergabe von beträgen, 
die für die öffentliche Hand „zu klein“ sind (aber für die organisationen groß), durch  
intermediäre.
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Wohin könnte die reise gehen?

Mehr Volumen. 
Das ist angesichts der gegenwärtigen zahlen eigentlich ein „no brainer“. Diese com-
munities sind gefährdet, dabei bedenklich schlecht versorgt. mit dem neuen lsbti*- 
inklusionskonzept für die auswärtige Politik und entwicklungszusammenarbeit ist 
dies – auf dem Papier – bald klargestellt. Häkchen dran, großen Dank an alle beteiligten, 
weiter in die umsetzung.

Mehr Qualität – Förderungen, die wirksam sind. 
Da wir hier einen echten interessenskonflikt haben zwischen gebenden, die aller-
hand nachweise brauchen, und empfangenden, die nicht viel bürokratie bewältigen 
können, ist dies nicht einfach. es braucht feedback loops. Hier im lande und interna- 
tional. foren, in denen die öffentliche Hand die Praktikabilität ihrer angebote Vorab 
überprüfen könnte. mit den organisationen aus der deutschen zivilgesellschaft, die 
die brücke bilden hin zu den communities vor ort. Die yogyakarta-allianz bietet teile 
hiervon. nämlich die stimme, oder stimmen, der zivilgesellschaft. mehr davon, viel 
mehr, wird es brauchen, um mehr und besser fördern zu können.

Die Arbeit ist momentan stark im wandel begriffen. 
Die gegenwärtige krise wird viele weitere nach sich ziehen. neben der reinen men-
schenrechtsarbeit geht es dabei um Hilfsleistungen, um „service delivery“. Viele  
organisationen stellen gerade darauf um. ist das richtig? ist das effizient? 

leave no one behind!

Das kleine grüppchen von stiftungen weltweit, die auf lgbtQia+ spezialisiert sind, wird 
diese leistungen nicht finanzieren können. und nocH kennen wir die roten Halbmonde 
und roten kreuze dieser Welt zu schlecht. sie kennen uns nicht. sie haben uns nie be-
dient. Wir brauchen die unterstützung der öffentlichen akteure beim brückenschlagen.

Diese beiden themen, die zugänglichkeit der förderangebote und die inklusion von  
lgbtQi in nothilfe und soziale Dienste, könnten vertieft werden, zum beispiel bei dieser 
konferenz.

Die menschenrechtliche anforderung ist klar: leave no one behind. Das werden wir nur 
gemeinsam hinbekommen. Die Öffentliche Hand hat nun das lsbti*-inklusionskonzept, 
das sie in diese richtung lenkt. Die privaten gebenden haben ihre netzwerke und eine 
häufig enge beziehung zu den menschen vor ort. zusammen könnten wir wirklich etwas 
bewirken – wenn es uns gelingt, weit aufeinander zuzugehen und auch mit gegenseitigem 
Vertrauen die gemeinsamen ziele zu verfolgen.
 

    LSBtI*-RECHtE SIND MENSCHENRECHtE!
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global Philanthropy Project: 
www.globalphilanthropyproject.org
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Aktivist*innen 
vor Ort zuhören!

FoRUM 1 . GEWALT UND kRIMINALISIERUNG

Von oben nach rechts unten:  

inter*-aktivist Julius kaggwa (siPD) 

informiert über die situation in uganda 

und trans*-aktivistin Paola flores 

(asociación lgbt arcoíris) schildert 

der moderatorin caroline ausserer die 

aktuellen entwicklungen in Honduras.  

frank schwabe (mdb) und björn van 

roozendaal (ilga-europe) berichten

über die Verfolgung in tschetschenien.

32  33

zwischen rechtlicher kriminalisierung und lsbti*-

feindlicher gewalt: Die menschenrechtssituation 

von lsbti*, notfallhilfe und Herausforderungen für 

menschenrechtsorganisationen und die deutsche 

Diplomatie sind die themen des forum 1 zu  „gewalt 

und kriminalisierung von lsbti* am beispiel von 

Honduras, russland und uganda“. 
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stärken, um konstruktiv mit regierungsbeamten zusammenzuarbeiten. kaggwa ergänzt, 
dass teile der ausrüstung der für ihre brutalität bekannten Polizei ugandas von Deutsch-
land mitfinanziert werden. Dies müsse angeprangert werden. Der aktivist weist auch auf 
die negativen auswirkungen von wirtschaftlichen sanktionen auf die zivilgesellschaft hin 
und berichtet von mehr gewalt und mehr angriffen auf die lgbti*-community.

klima der straflosigkeit

Weltweit senden kriminalisierende gesetze die botschaft aus, dass es akzeptabel ist,  
lgbti*-Personen zu diskriminieren und zu verletzen, und in einigen ländern fördert dies 
ein klima der straflosigkeit. zugleich sind legalität oder entkriminalisierung kein beweis 
für ein sichereres lebensumfeld für menschen mit unterschiedlichen sexuellen orientie-
rungen oder geschlechtlichen identitäten. in vielen ländern ist die soziale stigmatisierung 
nach wie vor alarmierend hoch, wie beispielsweise in Honduras.

„Für Menschenrechtsverteidiger*innen ist Honduras ein schwieriges Pflaster. Dort werden 
LGBTI*-Personen als Bedrohung gesehen. Es gibt Diskriminierungen, Bedrohungen und Tö-
tungsversuche. Man wird gezwungen, das eigene Land zu verlassen“, berichtet Paola Flores, 
trans*-aktivistin der asociación lgbt arcoíris aus Honduras. sie floh vor dem klima extre-
mer gewalt nach spanien, wo sie derzeit in einem geflüchtetenheim auf ihren asylbescheid 
wartet.
  
auch ihr aufenthalt in europa ist schwierig:  „Während meiner Zeit in Europa habe ich auch 
im Flüchtlingscamp Diskriminierung erlebt. Hier sind Menschen, die meine Geschlechts- 
identität nicht respektieren“, berichtet die aktivistin und hofft auf eine baldige positive  
entscheidung der asylbehörden.

regierung verletzt menschenrechte

„Die Regierung von Honduras ist der zentrale Menschenrechtsverletzer, da sie uns nicht 
schützt. Wir werden körperlich, aber auch psychisch angegriffen. LGBTI* sind in keinem Be-
reich der Gesellschaft sichtbar.“  Dies zu ändern ist eines der anliegen der zivilgesellschaft-
lichen organisationen vor ort. ebenso setzen sie sich für rechtliche Änderungen ein, wie 
beispielsweise für ein gesetz zur namensänderung für trans* oder für die ehe für alle. 

ebenso wichtig sei der einsatz für mehr investition in bildung. „Mit Bildung können Denk-
weisen verändert und ein Bewusstsein herbeigeführt werden, dass es Vielfalt in der Gesellschaft 
gibt.“ Paola flores beklagt, dass die lgbti*-community seit der Pandemie mehr gewalt 
ausgesetzt sei und mehr und mehr in Vergessenheit gerät. „Dabei haben wir so sehr daran 
gearbeitet, um uns sichtbar zu machen.“

intersektionale Herangehensweise

Die humanitäre krise in tschetschenien wurde 2017 bekannt und international verurteilt. 
medien haben vielfach über systematische entführungen, folter und morde an Personen 
aufgrund ihrer (vermeintlichen) sexuellen orientierung berichtet. seit die nachricht  

immer noch kriminalisieren 68 un-mitgliedsländer einvernehmliche gleichgeschlechtliche 
sexuelle Handlungen, wie der letzte bericht von ilga World darlegt. uganda ist eines die-
ser länder.

„Die Situation in Uganda hat sich nicht sehr verändert, denn nicht-normative Identitäten, 
so wie intergeschlechtliche werden weiterhin kriminalisiert“, sagt Julius Kaggwa, der  
geschäftsführer der ugandischen ngo „support initiative for People with atypical sex  
Development“ (siPD), die u. a. zu rechten von intergeschlechtlichen menschen arbeitet. 

sündenböcke für covid-19 

„In der Zeit vor den Wahlen und mit der Pandemie haben sich die Bedrohungen verstärkt.  
Nicht-normative Identitäten werden als Sündenböcke für Covid-19 hingestellt.“ neben krimi-
nalisierenden gesetzen beklagt kaggwa insbesondere eine hasserfüllte gesellschaft, bei 
der religiöser fundamentalismus sehr eng mit Politikentwicklung zusammenhängt und 
eine große Herausforderung darstelle. er vermisse den guten Willen der regierung, dem 
etwas entgegenzusetzen. Daher gebe es auch kaum rechtliche antworten, die zu Verän-
derung beitragen würden. Wichtig für eine solche Veränderung seien Partner*innen, in 
uganda und außerhalb. 

bei unterstützung durch die internationale community bestehe die gefahr eines gegentei-
ligen effekts. „Unsere Gegner*innen können uns dann vorwerfen, wir seien Marionetten des 
westlichen Einflusses.“ Damit würde die unterstellung bestätigt, dass konzepte zu nicht-
normativen sexuellen orientierungen und geschlechtsidentitäten vom Westen importiert 
werden und insgesamt „un-afrikanisch“ seien.

Denkweisen verändern

Wege aus diesem Dilemma sieht kaggwa u.  a. darin, an der sprache zu arbeiten. „Wir ver-
wenden Englisch um uns zu verständigen, dies ist aber nicht unsere Sprache. Damit sind 
wir nicht fähig auszudrücken, wer wir sind, da wir uns fremder Terminologien bedienen.“  
es müsse vielmehr darum gehen, die sprache zu sprechen, mit der menschen sich identifi-
zieren. „Wir müssen versuchen, Denkweisen zu ändern.“ 

Weitere bewährte Praxisbeispiele, um nachhaltige Veränderung zu erreichen, sind für ihn 
die stärkung der lokalen organisationen durch finanzielle unterstützung, der ausbau der 
kapazitäten von aktivist*innen mit technischen fähigkeiten sowie die investition in ein-
heimische strategische aktivitäten.

konstruktive zusammenarbeit stärken

„Wenn jemand angegriffen wird und die Gewalt nicht endet, ist Flucht oft der einzige Aus-
weg. Aber wenn wir die Fähigkeiten zur Verhandlung und den Umgang miteinander stärken 
können, wäre das hilfreich.“ mit mehr finanzieller förderung könnte die deutsche regie-
rung lgbti*-menschen mit rechtsbehelfen unterstützen. sie könnte informationen über 
mögliche maßnahmen zur Verfügung stellen, die die fähigkeit lokaler aktivist*innen  
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„Schon allein, dass wir dorthin fahren konnten, war ein Teilerfolg“, betont schwabe und be-
richtet von seinen besuchen in grosny und der sehr besorgniserregenden situation vor ort.  
„Wir haben Zeug*innen befragt, die sind jetzt teilweise in Europa verteilt.“ schwabe stimmt 
roozendaal zu, dass die umsiedlung von opfern nicht einfach war und die spezifische situ-
ation in tschetschenien besondere unterstützung – wie medizinische und psychologische 
– erfordere.

monitoring verstärkt Druck auf regime 

Der abgeordnete schwabe verdeutlicht wie wichtig das monitoring der situation ist, das 
Öffentlichmachen des themas und internationaler Druck: „Es ist nicht gewünscht, dass wir 
die Situation überwachen und darüber berichten, sie wollen LGBTI*-Menschen foltern und  
töten und nicht darüber sprechen. Daher müssen wir darüber sprechen, wir müssen ihnen eine 
Stimme geben und die Situation überwachen.“ Das erhöhe den Druck auf russland, auch 
andere organisationen reinzulassen. moskau könne immerhin seine mitgliedschaft im  
europarat verlieren.

carolinE auSSErEr

FoRUM 1 . GEWALT UND kRIMINALISIERUNG

bekannt wurde, arbeitete ilga-europe eng mit organisationen wie dem russischen  
lgbt-netzwerk zusammen, um zu versuchen, fakten über die geschehnisse zu ermitteln 
und unterstützung vor ort anzubieten.  „Unsere wichtigste Lektion war, den Aktivist*innen 
vor Ort zuzuhören“, betont Björn van Roozendaal, Programmdirektor bei ilga-europe. 
Die medien haben eine investigative rolle übernommen und gemeinsam mit der bewe-
gung die situation vor ort recherchiert. „Dabei war besonders bedeutsam, dafür zu sorgen, 
dass die Reaktionen der Diplomatie und der Medien die Sicherheit der Menschen vor Ort 
nicht verschlechtern“, berichtet van roozendaal. zugleich betont er die bedeutung einer 
intersektionalen Herangehensweise. 

Über menschenrechtsschutz hinaus

„Um Opfer zu identifizieren und zu schützen, die von Regimen verfolgt werden, ist es wichtig 
zu wissen, dass es nicht einzig schwule Männer betraf, sondern auch Trans* und non-binäre 
Personen bzw. Menschen, denen diese sexuelle Orientierung oder Geschlechtsidentität zuge-
schrieben wurde.“ konkret habe ilga-europe mit der unterstützung von lokalen organi-
sationen in aserbaidschan (wo ein ähnlicher lsbti*-feindlicher kontext vorherrscht) vor 
allem mit rechtsanwält*innen zusammengearbeitet, die die opfer in den Polizeistationen 
aufsuchen konnten. in tschetschenien wurde eine telefon-Helpline eingerichtet.

„Insgesamt ging unsere Unterstützung weit über Menschenrechtsschutz hinaus, denn wir 
mussten auch Unterkünfte finden, uns um Lebensmittel kümmern und Leute umsiedeln. Leider 
gab es diesbezüglich kein Engagement von Seiten humanitärer Organisationen, und wir muss-
ten vieles neu lernen“, sagt van roozendaal. 

mehr internationale zusammenarbeit

er betont die schwierigkeit, länder zu finden, die bereit waren, menschen in gefahr 
aufzunehmen. Die fehlende internationale koordination von regierungen musste von 
aktivist*innen aufgefangen werden. er appelliert: „Internationale Zusammenarbeit muss 
noch weiter gehen und Menschen schützen, wenn deren Leben in Gefahr ist.“ 

Politik und zivilgesellschaft bräuchten mehr Widerstandskraft, um auf humanitäre krisen 
besser vorbereitet zu sein. Dazu gehören gute krisenkommunikation, proaktive strate-
gien, klare entscheidungswege und eine koordinierte zusammenarbeit mit regionalen 
akteur*innen.

unterstützung für tschetschenien

„Wenn jemand aus Tschetschenien um Asyl bittet, müssen wir wissen, dass es diese spezifische 
Situation gibt und wir sollten darauf vorbereitet sein“,  sagt Frank Schwabe. er ist mitglied des  
Deutschen bundestags (sPD), leiter der deutschen Delegation in der Parlamentarischen 
Versammlung des europarates (Pace) und berichterstatter zu den menschenrechten 
im nordkaukasus. er kritisiert, dass auch in Deutschland dazu oft das Wissen fehle. 
Während zehn Jahren war es niemandem möglich, überhaupt dahin zu fahren.
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Glaubensgemeinschaften 
als Teil des problems – 
und der Lösung
religiös motivierte Diskriminierung erleben lsbti*-Personen welt-

weit. ob christliche kirchen oder andere religionsgemeinschaften: 

sie grenzen aus, verweigern teilhabe am gemeindeleben, zwingen  

in die unsichtbarkeit, beteiligen sich mancherorts sogar an staatlicher 

Verfolgung. lsbti*-freundliche kirchen und konfessionelle träger der 

entwicklungszusammenarbeit sorgen dabei für gegenwind. religiös 

motivierte lsbti*-feindlichkeit ist das thema des forum 2. 

FoRUM 2 . RELIGIÖS MOTIVIERTE DISkRIMINIERUNG

Die moderatorin Henny engels tauscht 

sich mit ecclesia de lange aus südafrika, 

carsta neuenroth (brot für die Welt) 

und martina basso (mfb) über religiös 

motivierte Diskriminierung aus.
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Die afrikanische glaubenslandschaft verändern

Homosexualität ist in mehr als 30 afrikanischen ländern immer noch illegal. in einigen 
steht darauf sogar die todesstrafe. in anderen werden morde an oder Verbrechen gegen 
lsbti*-Personen nicht untersucht – eine implizite staatliche zustimmung für solche Hass-
verbrechen.

religionen und wirkmächtige religiöse institutionen, so ecclesia de lange von den in-
clusive & affirming ministries (iam) in südafrika, sind in afrika nach wie vor ein wichtiger 
grund dafür, dass lsbti* ihre menschenrechte nicht wahrnehmen können. religiöse Über-
zeugungen und Werte sind tief in allen bereichen der gesellschaften verankert, religiöser 
beziehungsweise christlicher fundamentalismus ist grund und triebkraft für Diskriminie-
rung und gewalt gegen lsbti*. Dabei wirkt das narrativ „Homosexualität ist sünde“, das 
christliche missionar*innen im zuge der kolonialisierung nach afrika importiert haben, 
bis heute in die kirchen ebenso wie in die staatliche gesetzgebung afrikanischer länder 
hinein. sexuelle orientierung, geschlechtsidentität und -ausdruck von lsbti*-Personen 
werden überwiegend als gegen die normen und Werte der bibel und als „unafrikanisch“ 
angesehen. in den gemeinden fehlt es in der regel an unterschiedlichen interpretationen 
der bibel und der gelebten realitäten von lsbti*-menschen.

Was tun? Die inclusive & affirming ministries in südafrika haben eine Vision: glaubensge-
meinschaften in ganz afrika, die willkommen und bekräftigend sind. Wo lesben, schwule, 
bisexuelle, trans* und intergeschlechtliche menschen teilnehmen und in ihrer spirituellen, 
psychologischen und sexuellen orientierung, geschlechtsidentität, des geschlechts-
ausdrucks und der geschlechtsmerkmale gestärkt werden. Ecclesia de Lange und ihre 
kolleg*innen von iam setzen auf Programme, die die lsbti*-gemeinschaft, familien und 
freund*innen sowie HiV-infizierte unterstützen und für die auseinandersetzung in und 
mit religiösen gemeinschaften stärken.

um fortschritte zu erreichen, sind Dialoge mit gesellschaftlichen stakeholdern in sicheren 
räumen nötig. und: kirchen und gemeinden brauchen ressourcen, damit sie sich zu 
gemeinschaften entwickeln können, die lsbti* willkommen heißen. nur so können die 
Veränderungen erreicht werden, die sich iam und andere in der afrikanischen glaubens-
landschaft wünschen.

Dreh- und angelpunkt geschlechtergerechtigkeit

„Gleichberechtigung ist ein Menschenrecht und die Förderung von Geschlechtergerechtigkeit 
ein Weg, um Hunger und Armut zu überwinden.“ Das ist die leitlinie von brot für die Welt.

für das Hilfswerk der evangelischen landeskirchen und freikirchen in Deutschland, für 
die weltweite entwicklungszusammenarbeit heißt das, so Carsta Neuenroth: Jenseits von 
geschlechtsidentität und rollenklischees müssen alle menschen während ihres gesamten 
lebensverlaufs die gleichen chancen und rechte haben, um ihren lebensentwurf zu ver-
wirklichen, ihre fähigkeiten zu entfalten und sich gleichberechtigt in die gestaltung des 
politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen lebens einzubringen.

FoRUM 2 . RELIGIÖS MOTIVIERTE DISkRIMINIERUNG

es gibt auch diejenigen, die sich gegen Diskriminierung wenden – weil sie selbst zur  
angesprochenen gruppe gehören oder weil sie Diskriminierung von menschen wegen  
ihrer geschlechtlichen identität oder sexuellen orientierung nicht mit ihrem glauben ver-
einbaren können. Drei frauen schildern in der Hes-konferenz ihre erfahrungen mit lsbti*-
feindlichkeit und den umgang damit im bereich christlicher kirchen.

besenstrich für besenstrich

ihr coming-out hatte sie mit 23 Jahren. ihre erste große liebe scheiterte daran, dass ihre 
angebetete Pfarrerin in einer kirchengemeinde war. soll sie das theologiestudium fortset-
zen? oder, wie andere kommiliton*innen, hinwerfen? Martina Basso macht weiter. Heute 
arbeitet sie im mennonitischen friedenszentrum berlin.

Die evangelischen kirchen in Deutschland, erzählt basso, konzentrierten sich bezüglich 
Homosexualität und kirche seit den 1970er Jahren auf theologische Diskurse – von „Homo-
sexualität ist sünde“ über „Homosexualität im Pfarrarmt“ bis hin zur kirchlichen trauung 
gleichgeschlechtlich liebender Paare. auf internationaler ökumenischer ebene sind fort-
schritte eher schrittchen, ängstlich und zögerlich. gebremst von der angst, bestimmte 
kirchenfamilien – wie etwa die der orthodoxie – zu verlieren. oder, wie bei der weltweiten 
methodistischen kirche, von der sorge vor einer spaltung.

gefahr von rechtsevangelikal gesinnten

aber die eigentliche gefahr für lsbti*, so basso, „kommt längst nicht mehr aus den Landes-
kirchenämtern“. sie kommt von rechtsevangelikal gesinnten aller konfessionen, die sich 
international organisieren und sich – offen für nichtreligiöse aus dem konservativen bis 
rechtsextremen spektrum – gegen den „liberalismus“ engagieren, der aus ihrer sicht die 
traditionelle ordnung der familie und der geschlechter zerstören will. sie engagieren sich 
bei der uno, heizen „cultural Wars“ an und pushen gesetze wie den „uganda anti-Homo-
sexuality act“ von 2014, die für Homosexualität die todesstrafe vorsehen.

und wie weiter? Die erfahrung in der Vereinigung der deutschen mennonitengemeinden 
(VDm) hat martina basso gelehrt: es kommt nicht unbedingt auf statements zum thema 
lsbti* an. ihre kirche, die VDm, ist keine explizit lsbti*-freundliche kirche. aber eine kir-
che, die sich als teil der historischen friedenskirchen und insofern als tolerante kirche ver-
stehe. als eine kirche, für die inklusion die kehrseite von Diskriminierung, ausdruck einer 
theologie der gottebenbildlichkeit und damit der gleichwertigkeit aller menschen sei. 
eine kirche, in der dann in biblischer sprache gilt: „Da ist nicht jüdisch noch griechisch, da ist 
nicht versklavt noch frei, da ist nicht männlich und weiblich; denn alle seid Ihr einzig-einig im 
Messias Jesus.“ (gal 3,28 in der Übersetzung der bibel in gerechter sprache).

„Für Gegenwind sorgen“ ist für basso nicht der einzige Weg zur Veränderung. eher setzt sie 
auf die methode beppos, des straßenkehrers aus „momo“. Der weiß: es ist der kontinuier-
liche besenstrich, der eine lange straße besenrein macht; besenstrich für besenstrich in der 
arbeit mit der Partnerkirche in simbabwe; auf internationaler ebene in der zusammenar-
beit der kirchen; im interreligiösen Dialog auf „grassroot level“.

FoRUM 2 . RELIGIÖS MOTIVIERTE DISkRIMINIERUNG
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engagement für gleichberechtigung, geschlechtergerechtigkeit und empowerment von 
frauen: Das ist die grundlage für offenheit gegenüber und förderung von lsbti* in Pro-
jekten des kirchlichen Hilfswerks, unter anderem in russland, Vietnam, uganda, malawi 
und, länderübergreifend, afrika und zentralamerika. ein besonderer erfolg ist dabei die 
initiierung eines interreligiösen netzwerks religiöser führungspersönlichkeiten aus 16 
afrikanischen ländern – mit dem erklärten ziel, Diskriminierung und menschenrechts- 
verletzungen in Verbindung mit geschlechtsspezifischer gewalt und gewalt gegen lsbti* 
zu reduzieren.

margot PaPEnHEim

FoRUM 2 . RELIGIÖS MOTIVIERTE DISkRIMINIERUNG NOTIZEN
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Die kirchen müssen teil der lösung werden, bislang sind sie teil des Problems:
blog.lsvd.de/?p=17770
 
alle artikel zum thema kirchen hier im blog:
blog.lsvd.de/?tag=kirchen
 
Hintergrund-informationen auf der Website der Hirschfeld-eddy-stiftung:
www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/infozentrum/un/religion-first
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Shrunk Spaces ist für 
LSBTI* der bessere 
Ausdruck.
Der gemeinsame nenner undemokratischer, minderheiten-

feindlicher und nationalistischer regime ist die aversion 

gegen eine kritische und selbstbewusste zivilgesellschaft. 

es wird gehetzt gegen die „anderen“ und die repression 

gegen die zivilgesellschaft nimmt in autoritären staaten zu.  

beim forum 3 diskutieren drei ngo-Vertreterinnen darüber, wie 

zivilgesellschaftliche organisationen auf die einschränkung der 

Handlungsräume für Partnerorganisationen reagieren können.

FoRUM 3 . SHRINkING SpAcES

Von oben nach rechts unten:    

Julia ehrt (ilga World), kirsten maas-albert (Hbs)  

und katharina stahlecker (Venro) beobachten die  

weltweit drohende tendenz der shrinking spaces.  

klaus Jetz (Hes) moderiert.
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gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen zwischen erwachsenen strafrechtlich verfolgt. 
in zahlreichen ländern gibt es gesetze gegen cross-Dressing. immer öfter werden ge-
setze zur bewahrung der sitten oder der nationalen identität verabschiedet, die direkt auf  
lesben, schwule und trans* abzielen. identitäten, Handlungen, beziehungen, das aus- 
sehen, die körper – alles ist potenziell der rechtlichen sanktionierung ausgesetzt. und das 
geschieht immer häufiger in reaktion auf die selbstbewusste nutzung der erkämpften 
rechte und die öffentliche sichtbarkeit von lesben, schwulen und trans*. 

Julia ehrt zeigt das am beispiel der re-kriminalisierung in russland, anhand des direkt auf 
einschränkung der arbeit von lsbti*-organisationen abzielenden sogenannten anti-Pro-
pagandagesetzes. Die kriminalisierung hat zur folge, dass Versammlungsfreiheit, Vereini-
gungsfreiheit und meinungsfreiheit nicht gewährt werden. Damit wird schon der alltag 
zur Herausforderung und die gründung einer organisation rechtlich unmöglich gemacht.

kein geld für menschenrechte

Die antidemokratische strategie des russischen staates hat noch ein weiteres mittel will-
kürlicher repression hervorgebracht: Das „foreign agents“-gesetz, das es sogenannten 
„ausländischen agenten“ untersagt, aktiv zu werden – und lokale organisationen in gefahr  
bringt, wenn deren Projekte von förderern aus dem ausland finanziert werden. andere 
länder wie indien, aber auch ungarn haben ähnliche Vorschriften. auch die arbeit der 
Hirschfeld-eddy-stiftung ist bereits davon betroffen. nicaragua hat in anlehnung an das 
russische Vorbild ein sogenanntes „ausländisches agentengesetz“ und weitere restrik-
tive, Willkürgesetze verabschiedet, die es den Projektpartner*innen der Hirschfeld-eddy- 
stiftung vorerst unmöglich machen, gelder aus dem ausland entgegenzunehmen.  
Projektarbeit wird dadurch massiv behindert, wenn nicht sogar unmöglich gemacht. in  
den liberalen demokratischen staaten gibt es dagegen sehr differenzierte zivilgesell-
schaften, auch weil diese staatlich gefördert oder steuerbegünstigt arbeiten können und 
in der regel  problemlos fördergelder aus dem ausland annehmen dürfen, alles Privile-
gien, die in langen demokratischen aushandlungsprozessen erkämpft wurden. 

Wo die staatliche macht autoritär regiert, ist die demokratische zivilgesellschaft meist 
schwach, die gruppen sind kurzlebig, und es ist enorm schwierig, organisationsstruk-
turen aufzubauen. Deshalb sind gerade diese ngos auf unterstützung aus dem ausland 
angewiesen. ob brot für die Welt, die parteinahen stiftungen oder auch die Hirschfeld-
eddy-stiftung − die finanzielle unterstützung für solche gruppen ist der kern der entwick-
lungszusammenarbeit, sie alle leisten finanzielle unterstützung für gruppen in anderen 
ländern. 

autoritäre regime nutzen die Pandemie als Vorwand

Die lage hat sich verschärft, darin sind sich die referent*innen bei der online-konferenz 
der Hirschfeld-eddy-stiftung einig. katharina stahlecker beschreibt, dass die corona- 
einschränkungen in autoritären staaten als Vorwand genutzt werden, um demokratisch 
orientierten gruppen zu schaden und um generell spielräume einzuschränken. es komme 
vermehrt zu Verhaftungen von menschenrechtsaktivist*innen unter dem Vorwand, dass 
sie gegen die auflagen verstoßen hätten.

FoRUM 3 . SHRINkING SpAcES

es sind weniger als zehn länder der Welt, in denen sich die zivilgesellschaft frei organi-
sieren kann – Deutschland ist eines davon. Das zeigt die ciVicus studie, auf die Kirsten 
Maas-Albert von der Heinrich-böll-stiftung (Hbs) beim forum 3 zu „shrinking spaces –  
internationale der Homophobie und trans*feindlichkeit“ einführend hinweist. in 109 der 
insgesamt etwa 200 staaten werden zivilgesellschaftliche räume zunehmend stark ein-
geschränkt. shrinking spaces, die einschränkung zivilgesellschaftlicher Handlungsräume 
durch staatliche akteur*innen, wird in der internationalen menschenrechtsarbeit seit 
einigen Jahren als politisch neues Phänomen beobachtet. nach einer jahrzehntelangen 
entwicklung zu mehr Demokratie und menschenrechten zeigt sich nun ein entgegen- 
gesetzter trend, ja eine reaktion auf das erstarken von bürgerrechts- und befreiungsbewe-
gungen: organisationen, die sich für frauenrechte, Demokratie, sexuelle und reproduktive 
rechte, menschenrechte von minderheiten, für die erhaltung der umwelt und landrechte 
eintreten, haben in besonderer Weise mit staatlichen repressionen zu tun. 

Politisch errungene freiheiten werden zurückgenommen

nun war politische arbeit für minderheiten und menschenrechte niemals leicht. Jahrhun-
derte der Verfolgung mit unzähligen opfern haben den kampf um menschenrechte ge-
prägt. aber nach dem ende des faschismus in europa, dem ende des kalten krieges und 
der weltweiten befreiungsbewegungen schien es über Jahrzehnte kontinuierlich besser 
zu werden. Das steht nun auf dem spiel: nationalismus, fundamentalismen und religiös  
verbrämter Hass schaffen in vielen ländern der Welt ein klima, das autokraten an die 
macht bringt, die sich damit brüsten, dass sie die errungenschaften der demokratischen 
zivilgesellschaft zurückdrängen und die internationale Vernetzung der menschenrechts-
aktivist*innen gezielt unterbinden wollen – dies übrigens auch in den multilateralen orga- 
nisationen wie den Vereinten nationen. Politisch errungene freiheiten werden aktiv  
wieder zurückgenommen – man spricht deshalb auch von „closing spaces“. 

Katharina Stahlecker von Venro, dem Dachverband entwicklungspolitischer ngos in 
Deutschland mit 140 mitgliedsorganisationen, bestätigt, dass praktisch alle Projekte in 
den einsatzländern mit dem Phänomen zu kämpfen haben. ganz besonders, wenn es um 
frauenrechte geht, um kritik an regierungen oder forderungen nach umverteilung wirt-
schaftlicher macht. Die restriktionen gingen dabei in der regel von autokratisch regier-
ten staaten aus. stahlecker nennt als beispiele das blockieren von finanzflüssen, Visa- und 
reisebeschränkungen, digitale kontrolle und Überwachung. kirsten maas-albert betont, 
dass Diffamierung und Hassrede eine immer größere rolle spielen, vor allem, weil sie sich 
über das internet so schnell verbreiten lassen. neu sei auch der einsatz von fake news zum 
ziel der Diskreditierung und stigmatisierung von organisationen, die politisch unliebsame 
zwecke verfolgen. 

shrunk spaces galt für lsbti* schon immer
 
auch bei ilga World, dem Dachverband von lsbti*-organisationen mit über 1600 mit-
gliedsorganisationen in 155 ländern, wird diese tendenz mit großer sorge beobachtet. für  
lsbti*-organisationen ist die kriminalisierung das größte Problem, shrunk spaces – räume, 
die nie wirklich offen waren – ist deshalb das passendere bild, wenn es um lsbti*-rechte 
geht, stellt Julia Ehrt von ilga World klar. in 70 ländern der Welt werden einvernehmliche 
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erläuterte civicus-studie und atlas der zivilgesellschaft: 
www.brot-fuer-die-welt.de/themen/atlas-der-zivilgesellschaft/

Dossier „shrinking spaces“ der Heinrich-böll-stiftung:
www.boell.de/de/dossier-shrinking-spaces

alle artikel im lsVD/Hes-blog zum thema „shrinking spaces“: 
blog.lsvd.de/?tag=shrinking-space

Hes-konferenz „shrinking space – time to react” 2017: 
blog.lsvd.de/?tag=timetoreact
 

gegenstrategien

closing spaces ist ein globales Phänomen, das aber regional und national diskutiert und 
verstanden werden muss. maas-albert von der Hbs formuliert es so: Die gegenstrategie 
muss immer auf die lokale situation bezogen sein. sie muss von den Partner*innen selbst 
ausgehen. Das können safe spaces (sichere räume) sein oder auch die Öffentlichkeit. 

auch das Verschleiern des Vereinszwecks durch allgemeine formulierungen ist eine ge-
genstrategie. Julia ehrt von ilga World betont, wo lsbti* strafrechtlich verfolgt oder nicht 
anerkannt sind, lassen sich so einfache Dinge wie ein konto, eine adresse oder gar ein büro 
nicht einrichten. indem eine organisation den Vereinszweck mit allgemeinen Worten um-
schreibt, kann sie eine registrierung der organisation eher erreichen. so gelang es einer 
organisation in simbabwe zu arbeiten, weil sie als zielsetzung „sexuelle und reproduktive 
Gesundheit und Rechte für alle“ angaben, ohne lesben und schwule direkt zu erwähnen.

„know your opponents“ – kenne deine gegenspieler*innen

alle sind sich einig, dass gegenstrategien nicht öffentlich, aber ganz gezielt gemeinsam 
mit staatlichen geldgeber*innen in Deutschland und europa diskutiert werden müssen.  
Wirkungsvolle reaktionen auf die restriktionen sollten ermöglicht werden. Dazu müssen 
die förderbedingungen vereinfacht und flexibilisiert werden. 

„Know your opponents“, sagt Julia ehrt zur frage der strategie. „Wir müssen wissen, wer die 
Gegner*innen sind, wir müssen auch die rechtsextremen und religiös-fundamentalistischen 
Gruppen kennen. Es darf nicht vergessen werden, dass eine zivilgesellschaftliche Organisa- 
tionsform allein noch nicht für das Gute steht – man denke etwa an die antidemokratischen, 
rechtsradikalen und fundamentalistischen Gruppen überall in Europa.“ ehrt schlägt als  
gegenstrategie vor: austausch und Vernetzung über die themen und die organisationen 
hinaus. sie weist auch auf ein schwieriges Problem innerhalb der lsbti*-bewegung hin: 
die internen kämpfe. „Gegen diese Spaltungstendenzen innerhalb der eigenen Bewegungen 
müssen wir vorgehen“, so ihr appell. Diese haben großes destruktives Potenzial und spielen 
den fundamentalist*innen und autoritären in die Hände. 

ehrt äußert auch die sorge, dass durch die corona-epidemie die Partizipation von  
menschenrechtsgruppen bei internationalen politischen Prozessen, wie z.  b. bei den un, 
erschwert werden wird, nachdem sie über Jahre so mühsam erkämpft worden ist. Diese 
Partizipation müsse erhalten und auch die finanzierung gesichert werden. auch wenn 
dies 2020 nicht möglich war, so darf dies aber keine lücke hinterlassen. 

es wird ein langer kampf. und es ist dringend!

SaraH koHrt
Hirschfeld-eddy-stiftung

FoRUM 3 . SHRINkING SpAcESFoRUM 3 . SHRINkING SpAcES
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Von oben links nach unten rechts: 

in der von axel Hochrein moderierten Podiumsdiskussion 

erörtern staatsminister michael roth sowie iris Dill (giz) 

mit gyde Jensen (mdb) und elke schäfter (esi) mögliche 

strategien für netzwerke und in der außenpolitik.

LSBTI*-Rechte sind 
Menschenrechte! 
Auch Deutschland hat 
längst nicht alle seine 
Hausaufgaben gemacht.
Wie unterstützen wir lsbti*-menschenrechtsverteidiger*innen, 

wie stärken wir die menschenrechte? Welche strategien gibt es, 

welche allianzen nutzen wir? 

zu diesen fragen diskutierten am 3. Dezember 2020 im rahmen 

der online-konferenz Iris Dill von der Deutschen gesellschaft für 

internationale zusammenarbeit (giz), Gyde Jensen, Vorsitzende des 

bundestagsausschusses für menschenrechte und humanitäre Hilfe,  

Elke Schäfter, leiterin der im institut für auslandsbeziehungen 

angesiedelten elisabeth-selbert-initiative (esi), und Michael Roth, 

staatsminister für europa im auswärtigen amt. moderiert wurde  

das spannende Podium, das über 70 Personen verfolgten, von 

Axel Hochrein, Vorstand der Hirschfeld-eddy-stiftung.

PodIUM . STRATEGIEN
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es schwerpunktberichte zu bestimmten themen und minderheitenfeindlichen gesetz-
gebungen in aller Welt. sie verweist zudem auf initiativen wie „Parlamentarier schützen 
Parlamentarier“ oder die elisabeth-selbert-initiative, die aktivist*innen schütze und un-
terstütze. in zahlreichen ländern gebe es gesetze, die lsbti* das leben schwer machen. 
Darüber müsse man in aller Öffentlichkeit reden. Durch bildung müsse man gegensteuern, 
nicht nur bei der Diplomat*innenausbildung. schon in der schule müsse man damit be-
ginnen, über lsbti*-themen aufzuklären. auch Deutschland habe noch längst nicht all 
seine Hausaufgaben gemacht.

elisabeth-selbert-initiative

Elke Schäfter erläutert das schutzprogramm für aktivist*innen, die aufgrund ihres enga-
gement nicht im Heimatland bleiben können. lsbti*-arbeit erfordere in vielen ländern 
großen mut. „Wir wollen in Zusammenarbeit mit hiesigen Gastorganisationen entsprechende 
Schutzräume schaffen, wo verfolgte Aktivist*innen sich erholen und Erlittenes aufarbeiten 
können“, so schäfter. Wichtig sei, dass sie nach einem zeitlich befristeten aufenthalt ihre 
menschenrechtsarbeit fortsetzen können. „Die Elisabeth-Selbert-Initiative ist ein wichtiges 
politisches Signal, eine klare Absage an Angreifer*innen, Verfolgerstaaten und all diejenigen, 
die die Menschenrechte verletzen.“

multilaterale netzwerke

michael roth hofft auf ein langfristiges engagement Deutschlands für lsbti*-rechte auf 
internationaler ebene. er nennt das lsbti*-netzwerk des europarates, die un lgbti core 
group oder die equal rights coalition. Dieser einsatz müsse unabhängig von der sexuel-
len orientierung der jeweiligen Politiker*innen erfolgen. man brauche die Straight Allies. 
zudem müsse ein für alle mal ein fundamentales missverständnis ausgeräumt werden: 
bei lsbti*-rechten gehe es nicht um neue rechte oder gar Privilegien für eine bestimmte 
gruppe, sondern um menschenrechte.

für gyde Jensen sind die kooperationen zwischen den nationalen Parlamenten und deren 
ausschüssen noch ausbaufähig. es sei eine große kunst, all die vielen initiativen zu kennen 
und zu bündeln. sie weist auf ein von den niederlanden gefördertes Projekt in costa rica 
hin, wo schutzräume für mittelamerikanische aktivist*innen geschaffen wurden. Das rad 
müsse nicht immer neu erfunden werden.

stärkung der lsbti*-community

elke schäfter berichtet, dass in ländern wie sierra leone eine wichtige strategie zur stär-
kung der lsbti*-community die Projektförderung im gesundheitsbereich oder der nicht-
diskriminierung sei. lsbti*-themen blieben hier ungenannt. Der schritt in die Öffentlich-
keit sei oft gefährlich und schwierig, zumal es an prominenten Vorbildern fehle, die dazu 
beitragen könnten, tabus aufzubrechen. 

für iris Dill gibt es kein Patentrezept für erfolgreiche lsbti*-arbeit, das von einem land auf 
das andere übertragen werden könnte. Doch der rechtebasierte ansatz wie ihn die giz in 
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menschenrechtsbasierter ansatz

lsbti*-arbeit in uganda sei keine leichte aufgabe, da die gesellschaft sehr homophob und 
transfeindlich ist, so Iris Dill. „In Wahlkampfzeiten versucht die Politik, mit minderheiten-
feindlichen Parolen Mehrheiten zu mobilisieren. Doch es gibt Handlungsspielräume für die  
Zivilgesellschaft, denn auch Uganda hat Menschenrechtsverträge unterzeichnet und ratifi- 
ziert.“  so verfolge die giz in dem ostafrikanischen land einen menschenrechtsbasierten  
ansatz und gehe von dem Prinzip aus, dass es Pflichtenträger*innen und rechte-
inhaber*innen gibt. Die einen, etwa das menschenrechtsinstitut und die Polizei hätten ein 
mandat zu erfüllen, nämlich die menschenrechte zu schützen. Die anderen müssten im-
mer wieder ihre rechte einfordern. man kläre deshalb die Polizei über lsbti*, deren rechte 
und die unteilbarkeit der menschenrechte auf. andererseits arbeite man mit lsbti*-orga-
nisationen zusammen, um individuen zu ermächtigen, ihre rechte einzufordern und das 
thema auf die internationale ebene zu bringen. Diese zweigleisige bewusstseinsbildung 
zeige erfolge, so iris Dill. 

mehr förderung

staatsminister Michael Roth weist zunächst auf die Handlungsmöglichkeiten der eu 
hin, wenn wie in Polen oder ungarn lsbti*-rechte massiv verletzt werden. Die eu sei als 
rechtsgemeinschaft mit gemeinsamen Werten aufgebaut worden. Wer sich nicht an die-
se Werte halte, müsse mit sanktionen rechnen. lsbti*-freie zonen und ausgrenzung von 
trans* oder regenbogenfamilien seien nicht hinnehmbar. Diskussionen wie die in Polen 
oder ungarn habe man lange zeit nicht für möglich gehalten. Jetzt zeige sich, wohin es 
führe, wenn der staat minderheiten nicht schützt. Hier müsse in erster linie die eu Position 
beziehen; schließlich gehe es um ihr selbstverständnis. zudem sei es wichtig, die zivil-
gesellschaft zu unterstützen; manchmal laut und in aller Öffentlichkeit – und manchmal 
hinter den kulissen. auch mehr förderung von lsbti*-Projekten sei nötig, die bundesre-
gierung habe mehr mittel dafür zur Verfügung gestellt, und hier komme der arbeit von 
organisationen wie der Hirschfeld-eddy-stiftung eine große bedeutung zu. 

lsbti*-inklusionskonzept

es gebe zwar erfolge wie etwa die neue lsbti*-strategie der eu, die die kommissarin  
Helena Dalli gerade vorgestellt hat. und in Deutschland hätten sich auswärtiges amt und 
bmz nach Jahren der arbeit und des austausches mit der zivilgesellschaft nunmehr auf 
ein lsbti*-inklusionskonzept für die auswärtige Politik und entwicklungszusammen-
arbeit geeinigt. „Wir stehen kurz vor dem Ziel. Jetzt werden noch letzte Vorschläge der Zivil- 
gesellschaft eingearbeitet. Und dann wird das LSBTI*-Inklusionskonzept Anfang des Jahres im  
Kabinett verabschiedet“, so michael roth. 

best Practice

Gyde Jensen weist auf die möglichkeiten der Parlamente zur unterstützung von lsbti* 
in aller Welt hin und betont die systematik der länderberichterstattung, in die immer 
auch die lage von lsbti* im jeweiligen land aufgenommen werde. Des Weiteren gebe 

PodIUM . STRATEGIEN



54  55

uganda verfolgt, habe sich bewährt. man müsse in den Diskussionen wegkommen von 
der emotionalen ebene. 

„Es geht um grundlegende Menschenrechte wie gesundheitliche Versorgung, Bildung, 
körperliche Unversehrtheit. Wir appellieren beim Thema sexuelle Orientierung oder ge-
schlechtliche Identitäten an die Menschenrechtskonventionen. Da spielt es keine Rolle, wer 
mit wem ins Bett geht.“  

zudem erläutert sie, dass die ugandische menschenrechtskommission kooperationspart-
nerin im Polizeiprojekt der giz ist. sie habe ein klares mandat, menschenrechtsbildung zu 
leisten und aufzuklären. man hoffe, dass sie in der zukunft diese arbeit eigenständig lei-
ste, auch wenn es dort noch immer menschen gebe, die Vorbehalte gegen lsbti-themen 
haben. zudem sensibilisiere die giz Journalist*innen, führe Workshops zum themenfeld 
durch. all dies zeige langfristig wohl Wirkung. 

klauS JEtz 
Hirschfeld-eddy-stiftung
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im uhrzeigersinn:  

Wiebke rückert (aa), anna mrozek (bmfsfJ), sarah kohrt (Hes) 

und bernadette kalz (bmz) besprechen das aktuelle lsbti*-

inklusionskonzept. moderiert wird das online-gespräch von 

Helmut metzner (lsVD).

 5�

LSBTI*-Inklusionskonzept: 
klappt es noch in dieser 
Legislaturperiode?
Über den langen und mühsamen Weg zum lsbti*-inklusionskonzept  

für die deutsche entwicklungszusammenarbeit und außenpolitik.  

erstmals soll Deutschland ein ressortgemeinsames lsbti*-inklusions- 

konzept für die auswärtige Politik und entwickungszusammenarbeit 

erhalten. Die bundesregierung greift damit eine langjährige forderung 

der zivilgesellschaft auf und findet anschluss an länder wie schweden, 

kanada oder die niederlande.  

 

beim forum 4 diskutieren Vertreterinnen des bundesministeriums 

für familie, senioren, frauen und Jugend (bmfsfJ), des bundes-

ministeriums für wirtschaftliche zusammenarbeit und entwicklung 

(bmz) und des auswärtigen amtes (aa) gemeinsam mit sarah kohrt 

von der Hirschfeld-eddy-stiftung (Hes) über den stand der Dinge beim 

lsbti*-inklusionskonzept.

FoRUM 4 . LSBTI*-INkLUSIONSkONZEpT
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es könnte eine sensation werden: auf der online-konferenz der Hirschfeld-eddy-stiftung 
kündigt der staatsminister für europa, michael roth, an, dass das bundeskabinett sich 
mit dem lsbti*-inklusionskonzept für die deutsche entwicklungszusammenarbeit und 
außenpolitik im februar 2021 befassen und es dann verabschiedet werde. soll also jetzt, 
im Jahr der bundestagswahl, endlich klappen, was wir schon so lange fordern? 

Wie in einer guten serie hat diese geschichte schon jetzt drei staffeln: 
Die erste staffel beginnt 2012 auf dem fachtag regenbogenphilantropie von Hirsch-
feld-eddy-stiftung (Hes), Dreilinden, Hannchen-mehrzweck-stiftung und Heinrich-böll- 
stiftung. Dort fordert die Hes erstmals öffentlich ein lsbti*-inklusionskonzept für die 
deutsche außen- und entwicklungspolitik nach schwedischem Vorbild. kurze zeit  
später folgt durch die Hirschfeld-eddy-stiftung, transinterQueer (triQ), Queer amnesty,  
Discover football, Dreilinden und viele einzelpersonen die gründung der Yogyakarta- 
Allianz: das zivilgesellschaftliche bündnis, das die forderung nach einem inklusions- 
konzept zum kernanliegen macht. in zusammenarbeit mit dem center for the study of  
Discrimination based on sexual orientation (csDso) wird ein konzept für das auswärtige  
amt (aa) geschrieben und ihm zur kommentierung geschickt.

13-Punkte-Papier formuliert die anforderungen 

staffel zwei der geschichte beginnt nach einigen cliffhangern: 
Die yogyakarta-allianz diskutiert in der reihe „crossing & alliances“ umfassend über the-
men der internationalen Politik, die bedeutung von Diaspora-gruppen und migrantischen 
organisationen für das bündnis, die notwendigkeit der selbstverständlichen inklusion von 
trans*- und inter*-gruppen und die interne organisation. 2017 folgt dann ein erster Vor-
schlag: mit der Veröffentlichung des „13-Punkte Forderungskatalogs als Vorüberlegung 
zu einem LSBTIQ*-Inklusionskonzept“ legen Hes und yogyakarta-allianz dreizehn kon-
krete anforderungen an ein lsbti*-inklusionskonzept für die auswärtige Politik und ent-
wicklungszusammenarbeit vor.

zwei der 13 Punkte werden in den darauf folgenden Debatten, vielen Veranstaltungen und 
treffen mit aktivist*innen aus dem globalen süden und osten als die zentralen themen 
deutlich:

Erstens die Notwendigkeit einer ernsthaften und selbstkritischen 
Auseinandersetzung mit der Kolonialgeschichte und der Missionsgeschichte 
in den Geberländern, auch in Deutschland. 

nur so könne es einen glaubwürdigen und legitimen einsatz für die menschenrechte 
von lsbti* in der entwicklungszusammenarbeit und der außenpolitik geben. in dem 13-
Punkte-Papier heißt es dazu unter Punkt 10:  

„Wir schlagen vor, dass das BMZ ein Programm ‚Kulturen und Kolonialismus‘ auflegt, damit in 
den Partnerländern Geschichten und Traditionen regionaler ‚Homosexualitäten, Geschlecht-
lichkeiten und Gendergeschichten‘ gesammelt und dokumentiert werden“.
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Wie wichtig dieser aspekt ist, wird anhand der geschichte der kriminalisierung von homo- 
sexuellen Handlungen deutlich, denn die kriminalisierung wurde von den kolonial- 
regierungen eingeführt und war ein element der kolonisierung. Die entkriminalisierung 
ist folglich teil des nach wie vor anhaltenden Prozesses der Dekolonisierung. Dieser wird 
in den ländern selbst ausgetragen, von den sozialen bewegungen vor ort. zum beispiel 
in indien: Die dortige legalisierung/entkriminalisierung von Homosexualität ist ein erfolg 
der indischen lsbti*-bewegung. nach über 16 Jahren strategischer Prozessführung, Pro-
testen und aufklärungsarbeit kam es 2018 zum urteil des indischen supreme court zur 
aufhebung von „section 377“, des aus der britischen kolonialzeit stammenden Verbots von 
einvernehmlichen gleichgeschlechtlichen sexuellen Handlungen zwischen erwachsenen.

Zweites zentrales Thema ist die Forderung nach umfassender und aktiver 
Kooperation mit der Zivilgesellschaft und kontinuierlichem Dialog mit LSBTI*-
Menschenrechtsverteidiger*innen in den Partnerländern. 

Der „Do no harm“-grundsatz, der besagt, dass nicht beabsichtigte unerwünschte folgen 
von entwicklungszusammenarbeit frühzeitig erkannt, vermieden oder gegebenenfalls 
abgefedert werden sollen, kann einzig mit gruppen und organisationen vor ort erreicht 
werden. es ist eine aktive kontaktaufnahme zu den lsbti*-gruppen vor ort nötig, damit 
die stimmen der betroffenen und akteur*innen gehört werden (Punkt 1 und Punkt 8). Die 
zivilgesellschaft in den ländern muss konsultiert werden, damit die entwicklungszusam-
menarbeit sie sinnvoll einbeziehen kann.

bmz und aa schreiben seit drei Jahren am konzept

Das 13-Punkte-Papier wird dem aa und dem bmz bei der ersten anhörung der zivilgesell-
schaft 2017 vorgestellt. fast drei Jahre haben die beiden ministerien nun über den inhalt 
des konzepts beraten, zweimal gab es anhörungen mit Vertreter*innen der zivilgesell-
schaft – und damit beginnt staffel drei:

es gibt nun ein interministerielles, nicht öffentliches Papier, das bei einer zweiten an- 
hörung mit zivilgesellschaftlichen organisationen am 15. oktober 2020 vorgestellt wurde. 
Dieses „lsbti*-inklusionskonzept der bundesregierung für die auswärtige Politik und die 
entwicklungszusammenarbeit“ ist der anlass des forums 4. an dem von Helmut metzner 
vom lsVD-bundesvorstand moderierten forum nehmen teil:  Dr. wiebke Rückert, referat 
für menschenrechte und genderfragen im aa, Dr. Bernadette Kalz, referat menschen-
rechte im bmz, Dr. Anna Mrozek, referentin im referat für gleichgeschlechtliche lebens-
weisen und geschlechtliche Vielfalt beim bmfsfJ und Sarah Kohrt, Projektleiterin bei der 
Hes und koordinatorin der yogyakarta-allianz. rund 50 teilnehmende zeugen von groß-
em interesse am thema lsbti* in der internationalen zusammenarbeit.  

Was steht im konzeptentwurf der bundesregierung?

Bernadette Kalz (bmz) skizziert den inhalt: Die rechtliche basis steht wie üblich zu beginn, 
also der Hinweis auf das grundgesetz, die europäische menschenrechtskonvention, die 
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europäische grundrechtecharta und die yogyakarta-Prinzipien. eine infobox listet die 
menschenrechtlichen Verträge auf, die von Deutschland ratifiziert sind und erklärt, warum 
daraus die aufgabe erwächst, auch lsbti* einzubeziehen. lsbti* fehle der zugang zu den 
verbrieften menschenrechten, das sei eben das Problem. 

wiebke Rückert (aa) ergänzt, dass dieses Dokument das mainstreaming des themas 
erleichtern und eine wichtige referenz für die menschenrechtliche Verpflichtung in den 
außenbeziehungen sein werde. „Die Handreichung ist etwas, worauf wir uns dann berufen  
können. Auch eine englische Fassung ist vorgesehen“, so rückert. besonders bedeutsam 
scheine ihr, dass das konzept in der aus- und Weiterbildung eine rolle spielen soll (eine 
alte forderung aus der deutschen zivilgesellschaft) und dass kinder und Jugendliche als 
besonders schutzbedürftige gruppen erwähnt seien. Wichtig werde die umsetzung des 
konzepts, wofür es ein klares monitoring brauche. sie weist darauf hin, dass im entwurf  
des konzepts eine Überprüfung desselben in kooperation mit der zivilgesellschaft in 
Deutschland nach drei Jahren vorgesehen sei. 

Warum dauert der Prozess so lange?

Diese frage beantwortet bernadette kalz eingangs selbst: ein interner restrukturierungs-
prozess sei der grund dafür, genannt bmz 2030-Prozess. nun sei das menschenrechts- 
referat ein „Qualitätsmerkmal“ und es überprüfe alle Vorhaben und Prozesse auf ihre men-
schenrechtliche Verankerung. lsbti*-rechte, so kalz, könnten oftmals zwar nicht direkt 
und ausdrücklich, wohl aber indirekt geschützt werden, z. b. im rahmen von Projekten  
zur gewaltprävention oder zur bewusstseinsbildung – etwa bei der Polizei. „Es gibt schon 
solche Konzepte, und Deutschland ist nicht das erste Land und wird nicht das letzte sein, das 
ein solches Konzept verabschiedet“, so kalz. 

Das referenzuniversum von regierungshandeln wird deutlich, als Wiebke rückert nur eini-
ge der Dokumente erwähnt, die relevant für das thema sind, wie die eu-lgbti-guidelines 
von 2013, der „nationale aktionsplan Wirtschaft und menschenrechte“ der bundesregie-
rung für die Jahre 2021–2022 sowie der neue „eu-aktionsplan für menschenrechte und 
Demokratie“ für die nächsten fünf Jahre. 

rückert und kalz stellen klar, dass das konzept nicht bindend sein werde. kalz betont, dass 
unterstützung der zivilgesellschaftlichen menschenrechtsarbeit ganz wichtig sei und über 
die deutsche zivilgesellschaft und direkt vor ort geschehe, auch über die gesellschaft für 
internationale zusammenarbeit (giz). auch Wiebke rückert unterstreicht, dass das aa oft 
mit der zivilgesellschaft vor ort arbeite, Projekte unterstütze und dass die botschaften da-
für auch einen fonds bereithalten. Projektpartner*innen vor ort könnten nicht in jedem 
land, aber doch häufig, über die botschaften auch mit Projektmitteln unterstützt werden.

frage nach der kohärenz

ein weiteres zentrales anliegen von Hes und yogyakarta-allianz ist die kohärenz, die auch 
die glaubwürdigkeit des auftretens Deutschlands betrifft. Sarah Kohrt formuliert es so: 
„Es muss sichergestellt sein, dass staatlich finanzierte Entwicklungszusammenarbeit sich 

verpflichtet, keine staatlichen Gelder an Organisationen zu geben, die an der Verfolgung  
und Stigmatisierung von LSBTI* beteiligt sind.“  Das müsse dann auch für Durchführungs-
organisationen und andere empfänger*innen von öffentlichen mitteln gelten.

ob denn die deutsche eu-ratspräsidentschaft das thema aufgegriffen habe, wird Anna 
Mrozek, referentin im bmfsfJ, gefragt. ihr referat habe anlässlich der deutschen eu- 
ratspräsidentschaft ende 2020 einen kongress zu intersektionalität, lesben und mehrfach- 
diskriminierung durchgeführt. Dort sei die eu-lgbtiQ-gleichstellungsstrategie 2020–2025 
vorgestellt worden. Die mitgliedsländer seien dabei inhaltlich nicht einbezogen worden, 
da es sich um ein Dokument der eu-kommission handle. so habe auch kein austausch 
zwischen den ländern dazu stattgefunden. mrozek gibt einen Überblick über die Projekt- 
förderung des bmfsfJ und hebt die Demokratieförderung und Projekte gegen trans*-
feindlichkeit im inland hervor.

Hes und yogyakarta-allianz sagen: Deutschland ist das zweitgrößte geberland für öffent-
liche entwicklungszusammenarbeit (oDa) weltweit. außerdem spielt Deutschland als 
wirtschaftlich stärkstes und bevölkerungsreichstes land der eu eine wichtige rolle in der 
internationalen Politik. Deutschland muss einen Plan haben, wie die menschenrechte von 
lsbti* in der auswärtigen Politik und entwicklungszusammenarbeit gewahrt und geför-
dert werden können. 

umso wichtiger ist es, dass die bundesregierung Wort hält, dass michael roth recht behält, 
und dass das inklusionskonzept jetzt endlich kommt. Wir bleiben dran!

SaraH koHrt
Hirschfeld-eddy-stiftung

W e i t e r f ü h r e n d e  L i n k s 

Über den 13-Punkte-forderungskatalog im lsVD blog:   
blog.lsvd.de/?p=16225

chronologie zum lsbti*-inklusionskonzept für auswärtiges amt und bmz:  
blog.lsvd.de/?p=17520

alle artikel zum stichwort „inklusionskonzept“:   
blog.lsvd.de/?tag=inklusionskonzept

Über den fachtag regenbogenphilanthropie 2012:  
blog.lsvd.de/?p=3910

berichte vom 4. fachtag regenbogenphilanthropie 2012: 
hirschfeld-eddy-stiftung.de/vernetzung/regenbogenphilanthropie/standard-titel-1
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Multilateralismus 
ist eine Frage von 
Solidarität.
ist der multilateralismus unter beschuss? inwiefern beeinflusst 

dies die internationale lsbti*-community? Wo stünde die lsbti*-

bewegung und welchen stellenwert hätte die internationale 

menschenrechtspolitik ohne un, eu oder europarat? 

Das sind einige der fragen, die vier expert*innen beim fünften 

forum der Hes-konferenz am 3. Dezember 2020  unter der 

moderation von nina eschke vom Deutschen institut für 

menschenrechte diskutierten.

FoRUM 5 . MULTILATERALISMUS
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Von oben: 

nina eschke (Dimr) moderiert das forum zu 

multilateralismus mit silke Voß-kyeck (forum 

menschenrechte), clemens recker (Vertreter 

Deutschlands bei der un in genf), Julia ehrt 

(ilga World) und lisa Heemann (DgVn).
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„Ohne internationale Mechanismen wären wir ganz bestimmt nicht so weit, wie wir sind“, 
sagt Julia Ehrt vom globalen Dachverband von über 1600 lsbti*-organisationen aus 155  
ländern (ilga World).  „Dies ist nicht offensichtlich, denn die meisten Gesetze und Rahmen-
bedingungen werden im nationalen Kontext verhandelt und gesetzt. In den allermeisten  
Weltregionen ist die Menschenrechtslage für LSBTI*-Menschen katastrophal. Staatliche  
Stellen sind oft Teil des Problems oder manchmal sogar Kern des Problems.“ 

multilateralismus als Werkzeug für lsbti*-rechte

aufgrund von kriminalisierenden gesetzen werde ein rechtlicher rahmen gesetzt, der 
nationale politische lsbti*-arbeit erschwere. internationale mechanismen seien oft die 
einzige möglichkeit dazu zu arbeiten, wie beispielsweise in den Vereinten nationen zum 
universal Periodic review (uPr) oder mit den Vertragsorganen der großen un-menschen-
rechtsverträge. kulminiert sei es in der schaffung des un-mandats des unabhängigen ex-
perten zum schutz vor gewalt und Diskriminierung aufgrund von sexueller orientierung 
und geschlechtsidentität (sogi), das letztes Jahr verlängert wurde. „Wenn der Multilatera-
lismus unter Beschuss ist, fehlt ein wichtiges Werkzeug, um im internationalen Kontext LSBTI*-
Menschenrechte umzusetzen und zu stärken.“

Vieles gelingt noch

auch wenn derzeit einigungen auf internationaler ebene erschwert werden oder bei vielen 
gipfeln abschlusserklärungen fehlen, ist es Lisa Heemann von der Deutschen gesellschaft 
für die Vereinten nationen wichtig zu betonen, was alles noch gelingt. „Denn immerhin 
kam das Klimaabkommen 2015 zustande, und im selben Jahr haben sich alle UN-Mitglieds-
staaten zur Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung bekannt. Das muss man auch sehen, 
dass es an vielen Stellen noch gelingt.“ 

krisenhafte finanzierung

krisenhaft sei es vielmehr im bereich finanzierung, es gebe kürzungen im menschen-
rechtsschutzsystem. „Da sehen wir, dass die Krise des Multilateralismus gerade die Men-
schenrechte betrifft. Die Menschenrechtsmandate werden aus den Missionen rausgekürzt.“ 
insgesamt sei das un-system jedoch nicht das Problem und eine abschaffung desselben 
nicht die lösung, so Heemann. „Vielmehr müssen wir unsere Bemühungen verstärken, un-
sere Regierung auffordern, Allianzen zu bilden, Zugänge zu sichern für NGOs, damit sie ihre 
Arbeit tun können. Wir müssen Menschenrechtsverteidiger*innen vor Ort schützen und die 
Finanzierung sichern.“

menschenrechtsrat als wichtigstes gremium

„Die UN haben ein Netzwerk aufgebaut, das nicht so leicht abzuschaffen ist“, beteuert  
Clemens Recker von der ständigen Vertretung Deutschlands bei den Vereinten nationen 
in genf. er weist darauf hin, dass der multilateralismus von vielen seiten immer wieder 
unter beschuss war und es immer schon länder gab, die versuchen, das system für ihre 
interessen zu nutzen. „Der Menschenrechtsrat ist das für uns wichtigste weltweite Gremium 
für den Schutz und die Förderung von Menschenrechten.“ 
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umstrittene themen voranbringen

als solches und im bereich lsbti*-rechte habe der rat durchaus geliefert. „Insbesondere 
dort, wo man Mehrheiten organisieren kann, ist es nach wie vor möglich, Themen voran-  
zubringen, die international umstritten sind.“ bislang sei man beispielsweise mit dem un-
sonderberichterstatter zu sogi in die tiefe gegangen. „Das ist eine ziemliche Errungen-
schaft. Es ist für uns schön zu sehen, dass die Verlängerung des Mandats 2019 mit deutlich  
besseren Ergebnissen über die Bühne gegangen ist als dessen Schaffung 2016“, sagt  
recker.

mit lsbti*-thema in die breite gehen 

nun stehe noch aus, in die breite zu gehen, beispielsweise indem man das thema auch in 
andere resolutionen einbringt. „Zum Beispiel bei der Resolution auf das Recht auf Wasser. 
Da wäre es wünschenswert, Bezüge zu LSBTI*-Menschen hineinzubringen“, so recker und 
schränkt sogleich ein: „Doch damit gefährden wir den Konsens der Resolution, das heißt, wir 
müssen eine Abwägung treffen.“

bei unterfinanzierung entsteht schutzlücke

für Silke Voß-Kyeck vom forum menschenrechte ist problematisch, dass zur aktuellen 
situation der unterfinanzierung des un-menschenrechtssystems mit 3,7 Prozent des 
regulären un-budgets noch die schlechte zahlungsmoral von mitgliedsstaaten hinzu-
kommt, allen voran die usa.  „Wenn das Geld nicht da ist, können die Vertragsorgane keine  
Staaten überprüfen, keine Entscheidungen dazu treffen, und es entsteht eine große Schutz- 
lücke“, beklagt Voß-kyeck und ergänzt: „Das kann, darf und soll nicht sein!“

internationale zusammenarbeit unverzichtbar

für die expertin ist die zusammenarbeit von staaten für die menschenrechtsarbeit und für 
die arbeit zu lsbti*-rechten absolut unverzichtbar. sie verweist als beispiel auf die yogya-
karta-Prinzipien, die es ohne diese zusammenarbeit nicht geben würde. „Diese Systeme 
schaffen Alternativen zum Arbeiten auf nationaler Ebene. Sie schaffen Netzwerke, Gremien, 
Bündnisse und Verbindungen auf internationaler, aber auch auf regionaler Ebene, wie den 
Europarat.“ ebenso wichtig seien allerdings auch informelle und formelle netzwerke wie 
die un lgbti core group in new york oder die equal rights coalition. 

multilateralismus als frage von solidarität

„Multilateralismus ist nicht nur eine Frage von Resolutionen und Verträgen, sondern auch eine 
Frage von Solidarität“, betont Voß-kyeck abschließend. Wenn beispielsweise ein land bei 
der uPr-Überprüfung die von der zivilgesellschaft eingebrachten themen aufgreift und in 
den empfehlungen einbringt, dann sei dies eine wichtige form, der zivilgesellschaft den 
rücken zu stärken und solidarität zu zeigen.

carolinE auSSErEr 
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Tu Gutes und rede darüber –
Berichterstattung über 
LSBTI*-projekte im Globalen 
Süden und Osteuropa
lsbti*-Projektförderung im globalen süden und osteuropa findet 
statt, sie ist ausbaufähig, doch man hört wenig darüber. Woran liegt 
es, dass das thema in den medien kaum vorkommt? und wie sieht 
eine angemessene berichterstattung aus?  

Diese fragen waren thema von forum 6 der online-konferenz 
„lsbti*-rechte sind menschenrechte“ und wurden von ngo-
Vertreter*innen und Journalist*innen unter der moderation von 
markus ulrich (lsVD) diskutiert.

FoRUM 6 . MEDIENARBEIT

��

Über die medienberichterstattung zu internationalen 

lsbti*-Projekten sprechen sonja schelper (filia) und 

klaus Jetz (Hes) mit der redakteurin martina backes 

(südnordfunk) und der Journalistin bärbel röben. 

markus ulrich (lsVD) moderiert das virtuelle treffen.
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Sonja Schelper und Klaus Jetz berichten über ähnliche erfahrungen in der medien- 
arbeit und über Herausforderungen in der Öffentlichkeitsarbeit. sonja schelper spricht von 
einem zähen ringen, von einer großen freundschaft mit klassischen medien könne keine  
rede sein. auch die Hirschfeld-eddy-stiftung dringt mit ihrer arbeit und ihren themen 
kaum in die großen tageszeitungen oder rundfunkprogramme vor. beide stiftungen  
nutzen ihre eigenen kanäle und Publikationen, um über ihre Projekte zu berichten und die 
Partner*innen zu Wort kommen zu lassen. 

kaum berichte über lsbti*-Projekte

filia organisiert Projektförderung weniger über staatliche förderung, sondern eher über 
Privatspenden. außerhalb der eigenen medienkanäle werde kaum über die Projektarbeit 
berichtet, so schelper. selbst für ein erfolgreiches Projekt wie das masakhane-Projekt, 
das vom bmz als best Practice-beispiel hoch gelobt wurde, sei das öffentliche interesse 
eher gering gewesen. bei Projektvorstellungen in verschiedenen städten habe die Presse 
durch abwesenheit geglänzt. filia müsse also andere Wege gehen, um spenden zu ak-
quirieren, etwa informationsreisen für multiplikator*innen organisieren oder kontakte zu 
internationalen Partner*innen knüpfen, um gemeinsame kampagnen zu organisieren.  
für die Öffentlichkeitsarbeit brauche man aktuelle Projektberichte, fotos und o-töne, 
denn die Öffentlichkeitsarbeit diene auch der legitimation, um weitere mittel zu akqui-
rieren. Doch im lsbti*-umfeld ist dies wiederum schwierig, weil aktivist*innen nicht  
gefährdet werden dürfen. in den kooperationsverträgen mit den Partner*innen nehme 
filia klauseln in bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit mit auf, um berichte, fotos und o-töne 
aus erster Hand zu erhalten.

Projektmittel für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

bei der Hirschfeld-eddy-stiftung wird das thema Presse- und Öffentlichkeitsarbeit oft et-
was vernachlässigt. Das liegt daran, dass wenige Personen alles machen, von der antrag-
stellung, über die Durchführung und abwicklung bis hin zum berichtswesen. Da bleibt für 
die Pressearbeit nicht mehr viel zeit. man tue viel gutes, aber rede kaum darüber. auch zei-
ge man flagge bei Veranstaltungen, man bringe sich ein im forum menschenrechte oder 
bei Venro, werde auch zu anhörungen eingeladen und gehört. „Neu ist jetzt, dass wir erst-
mals auch Mittel beantragt und bewilligt bekommen haben für die Arbeit im Inland“, so Jetz. 
Dabei gehe es um bildungs- und aufklärungsarbeit zum thema lsbti* und menschen-
rechte. erstmals habe man auch „Mittel für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit eingestellt, 
um sicherzustellen, dass wir nicht nur Gutes tun, sondern dass auch drüber geredet wird“.

nord-süd-medien greifen das thema auf

Vor etwa zehn Jahren gab es einen Wandel zu verzeichnen: einige nord-süd-medien grif-
fen das thema lsbti* und menschenrechte auf. Da habe die Hirschfeld-eddy-stiftung dicke 
bretter gebohrt. Über Jahre hinweg hat sie die zielgruppen entwicklungspolitik und men-
schenrechte und deren medien, nord-süd-seiten, entwicklungspolitische zeitschriften, 
solidaritätsblätter mit informationen und newslettern bedient. allmählich zeigten sich 
erfolge. 
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Die solidaritätsblätter der informationsstellen lateinamerika, südliches afrika, südostasien 
oder menschenrechtsorientierte zeitschriften wie das amnesty Journal brauchten nicht 
mehr überzeugt zu werden. Wohl aber die (oftmals konfessionellen) klassischen blätter für 
entwicklungspolitik, etwa Welt-sichten, die das thema dann in einem schwerpunktheft 
aufgriffen. andere sind nachgezogen. Dennoch: so wirklich nachhaltig verankert ist das 
thema noch immer nicht. „Es steht und fällt immer mit dem persönlichem Interesse einiger 
Autor*innen“, so Jetz. 

Wünschenswert wäre, dass die entwicklungspolitischen medien das lsbti*-inklu-
sionskonzept der bundesregierung für die auswärtigen Politik und entwicklungs-
zusammenarbeit nicht nur zur kenntnis nehmen, sondern auch als auftrag für ihre 
berichterstattung verstehen und ganz selbstverständlich umfassend, angemessen, aus-
gewogen und vorurteilsfrei über lsbti* und lsbti*-Projekte berichten. lsbti*-menschen- 
rechtsverteidiger*innen müssen zu Wort kommen, und über gute und wichtige Projekte 
im globalen süden muss als best Practice berichtet werden, nicht nur weil mit steuer-
mitteln hier etwas aufgebaut wird, sondern damit diese Projekte und die akteur*innen 
benannt und bekannt werden, damit die Projekte auch eine chance haben, von anderen 
aufgegriffen zu werden und damit künftig noch mehr Projektmittel sprudeln.

sichtbarkeit und Hörbarkeit der Protagonist*innen

Martina Backes berichtet, dass die einladung zu diesem kongress in der redaktion einen 
reflexionsprozess in gang gesetzt habe, wann und wie über das thema lsbti* berichtet 
wurde. Die leser*innen haben einen akademischen Hintergrund, sind sehr aufgeschlos-
sen und interessiert und zeigen eine solidarische Haltung. bis 2000 wurde nur vereinzelt 
über lsbti*-themen berichtet, doch seither waren lsbti* immer wieder im fokus der 
zeitschrift, ab 2004 auch als themenschwerpunkt verschiedener ausgaben. Die magazin- 
sendung südnordfunk des iz3w, die 13 regionale radiosender bedient, erreicht andere  
zielgruppen und kann stimmen von aktivist*innen hörbar machen. klarnamen müs-
sen nicht genannt werden, sodass mehr schutz möglich ist als bei der Verwendung von 
fotos oder interviews. Der redaktion geht es um die sichtbarkeit und Hörbarkeit der 
Protagonist*innen. nicht der sensationswert einer nachricht stehe im mittelpunkt. be-
richte mit sensationscharakter etwa über harte strafverfolgung in bestimmten ländern 
erwarten die leser*innen zwar, doch dies berge die gefahr, dass lsbti* zur Projektions-
fläche für die eigenen befindlichkeiten werden. 

zusammenarbeit zwischen medien und stiftungen

backes erläutert, dass es generell schwierig sei, kontakt zu lsbti*-aktivist*innen im glo-
balen süden aufzunehmen. es gehe immer um die sicherheit, das schaffen einer Vertrau-
ensbasis brauche zeit. eine community-nähe, etwa zu lsVD oder Hirschfeld-eddy-stiftung 
könnte gegebenenfalls als türöffner dienen. zudem sei es nicht einfach, gutes bildmaterial 
zu bekommen. Hinzu komme die frage, welche bilder wie in welchem kontext genutzt 
werden können. Hier sei ein enger austausch mit der lsbti*-community sinnvoll. Doch 
auch fotos, die aus der community kommen, könnten klischeehaft oder exotistisch sein 
und Vorurteile transportieren.
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Postkoloniale berichterstattung

Bärbel Röben geht der frage nach, was ngo, stiftungen und Journalist*innen beach-
ten sollten, wenn sie über lsbti* und ihre Projekte im globalen süden berichten. Welche 
grundsätze gilt es bei einer menschenrechtsorientierten und postkolonialen bericht- 
erstattung zu beachten? in den deutschen medien herrsche ein eurozentrisches Weltbild 
vor, so röben, meist werde über den Westen und den nahen osten berichtet. obwohl be-
richte über lsbti* und deren Projekte vorliegen, schafften diese es nicht in die klassischen  
medien, weil sensationen, geografische nähe und die konkurrenzmedien eine große rolle 
spielten. so orientierten sich viele medien in ihrer berichterstattung an der konkurrenz, was 
dazu führe, dass immer über die gleichen themen berichtet werde. Diese echokammern 
gebe es auch in den virtuellen medien, was durch algorithmen noch verstärkt werde. 

stereotypen aufbrechen

artikel und berichte sollten dahingehend geprüft werden, ob sie „die anderen“, etwa an-
gehörige sozialer gruppen, diskriminieren, oder ob diese auch Wertschätzung und positive 
zuschreibungen erfahren. es sei zu hinterfragen, wie „die anderen“ konstruiert würden. 
ausschlaggebend sei immer die vorherrschende norm; gegensatzpaare, etwa Hetero-  
und Homosexualität, seien dadurch aufzubrechen, dass differenziert werde. zudem 
könnten abwertung und aufwertung der stereotypenbildung Vorschub leisten. zu fragen 
sei schließlich auch, welche (macht-)interessen hinter medialen konstruktionen stecken. 

medienschaffende können rassistische oder koloniale stereotypen oder Differenzkon-
struktionen aufbrechen, indem sie verschiedene identitäten sichtbar machen, gender- 
gerechte sprache nutzen, begriffliche Verengungen meiden und betroffene selbst zu Wort 
kommen lassen. sie seien nach selbstbezeichnungen zu befragen, die Verwendung von 
fotos sei gemeinsam zu besprechen. Die reproduktion hegemonialer Diskurse gelte es zu 
vermeiden. medienschaffende müssen sich der eigenen Perspektive bewusst werden, nur 
so kann offenheit für globale Perspektiven geschaffen werden, so röben.

klauS JEtz  
Hirschfeld-eddy-stiftung

W e i t e r f ü h r e n d e  L i n k s 

menschenrechtsarbeit im südlichen afrika − das masakhane Projekt:
blog.lsvd.de/?tag=masakhane

Venro − Dachverband entwicklungspolitik und humanitäre Hilfe:   
www.venro.org/start

Über den südnordfunk des iz3w − informationszentrum Dritte Welt: 
www.iz3w.org/projekte/suednordfunk
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Caroline Ausserer  lebt und arbeitet als Journalistin, moderatorin und Diversity trai-
nerin in berlin. sie ist spezialisiert auf politische themen rund um soziale gerechtigkeit, 
gender, geschlechtervielfalt und menschenrechte, insbesondere zu lsbtiQ*. sie hat die 
Presse-und Öffentlichkeitsarbeit des bundesverbands trans* und des schwulen museums 
berlin geleitet und war wissenschaftliche mitarbeiterin im europäischen Parlament. sie 
hat kulturanthropologie und Politikwissenschaft in Wien und granada studiert und ein 
masterstudium in internationale beziehungen in rio de Janeiro abgeschlossen.

dr. Martina Backes  ist freie Journalistin und redakteurin (Print, online und Hörfunk) 
und promovierte biologin. sie hat seit 1985 mehrere Jahre Projekte der entwicklungs- 
zusammenarbeit durchgeführt (kenia/ ruanda) u. a. im bereich „frauenförderung / nach- 
haltige agrar- und gemeindeentwicklung / Partizipation“, seit 1999 südnord-politische 
& antirassistische bildungsarbeit. seit 1999 ist sie auch redakteurin der zeitschrift „iz3w“, 
seit sechs Jahren koordiniert sie zudem die magazinsendung „südnordfunk“ und arbeitet 
seit über zehn Jahren als freie online-redakteurin in einem Humanitären Hilfswerk.

Martina Basso  studierte evangelischen theologie und war 1994–1998 Pastorin in der 
evangelischen kirche im rheinland. seit 1998 ist sie angestellt als Pastorin der Vereini-
gung der Deutschen mennonitengemeinden (VDm) – 1998–2005 als überregionale 
Jugendpastorin, 2005–2012 als Pastorin der berliner mennoniten-gemeinde, seit 2005 
als leiterin des mennonitischen friedenszentrums berlin (mfb); seit 2016 ist sie geschäfts- 
führerin und stellvertretende Vorsitzende der VDm. Die mennoniten gelten als eine der 
drei Historischen friedenskirchen und sind eine sogenannte reformatorische freikirche.

ise Bosch  engagiert sich seit 25 Jahren für menschenrechte, frauen sowie für ge-
schlechtliche und sexuelle Diversität. als gründerin und geschäftsführerin von Dreilinden 
ggmbH investiert und fördert sie im bereich lgbtQia+ und gender human rights. 2018 
wurde sie vom bundesverband Deutscher stiftungen mit dem Deutschen stifterinnen-
preis ausgezeichnet. 2007 veröffentlichte sie das buch „besser spenden! ein leitfaden 
für nachhaltiges engagement“. 2018 erschien „geben mit Vertrauen. Wie Philanthropie 
transformativ wird“ (i. bosch, c. bollwinkel, J. eisfeld).

ecclesia de Lange  ist ordinierte Pfarrerin der methodist church of southern africa 
(mcsa). sie hat einen comprehensive Honours Degree in theologie von der university 
of southern africa (unisa) und einen master-abschluss in sozialwissenschaften von der 
university of cape town (uct). nachdem sie ihrer gemeinde angekündigt hatte, dass sie 
ihre gleichgeschlechtliche lebenspartnerin heiraten würde, wurde ecclesia im februar 
2010 angeklagt, suspendiert, diszipliniert und als methodistische Pastorin entlassen. Die 
angelegenheit wurde vor dem High court of cape town, dem supreme court of appeal 
und dem constitutional court of south africa verhandelt. Die gerichte entschieden, dass 
die angelegenheit an die kirche verwiesen wird. De lange arbeitet seit 2011 in teilzeit 
bei inclusive & affirming ministries (iam) und wurde 2017 zur Direktorin ernannt.

Kurzbiografien

kURZBIOGRAFIEN

iris dill  ist als beraterin für nicht-Diskriminierung für die Deutsche gesellschaft für inter-
nationale zusammenarbeit (giz) in uganda tätig. Dort unterstützt sie seit sechs Jahren 
lsbti*-organisationen, um die menschenrechtssituation von lsbti* Personen in diesem 
sensiblen kontext zu verbessern.

dr. Julia ehrt  ist Programmdirektorin beim globalen lsbti*-Dachverband ilga World 
und verantwortlich für die programmatische entwicklung der organisation. zuvor hat 
sie als  mitgründerin, steering committee, mitglied und co-Vorsitzende (2005–2011) 
sowie langjährige geschäftsführerin von transgender europe trans-aktivismus in europa 
entscheidend geprägt. sie ist eine weithin respektierte trans* aktivistin, die sich in nati-
onalen, europäischen sowie internationalen kontexten für die menschenrechte und die 
sichtbarkeit von trans*. sie ist unterzeichnerin der „yogyakarta Principles plus 10“ und Vor-
standsmitglied bei aWiD (association for Women‘s rights in Development). frau ehrt ist 
Doktorin der mathematik und lebt mit ihrer Partnerin und ihrem kind in berlin und genf.

henny engels  studierte nach einer ausbildung zur buchhändlerin sozialarbeit und 
Politikwissenschaft, soziologie und kath. theologie (religionspädagogik). 2001–2014 war 
sie geschäftsführerin des Deutschen frauenrates. seit 2014 ist sie mitglied im bundesvor-
stand des lesben- und schwulenverbandes in Deutschland (lsVD) und dort u. a. zustän-
dig für die Projekte im rahmen der förderung durch Demokratie leben!

nina eschke  ist wissenschaftliche mitarbeiterin am Deutschen institut für menschen-
rechte. sie arbeitet u. a. zu den themen sexuelle orientierung und geschlechtsidentität 
und berät staatliche und nichtstaatliche organisationen in der entwicklungspolitik. zuvor 
arbeitete sie zu diversen menschenrechtlichen themen in verschiedenen forschungs-
einrichtungen sowie in internationalen und zivilgesellschaftlichen organisationen in 
großbritannien, indonesien und Deutschland.

Paola flores  ist eine trans* aktivistin aus der stadt tegucigalpa in Honduras, die seit 
ihrem 17. lebensjahr ehrenamtlich für die asociación lgtb arcoíris de Honduras und als 
koordinatorin des kollektivs trans muñecas de arcoiris tätig war. in Honduras wurde sie 
als trans* aktivistin bedroht und vertrieben. Derzeit lebt sie in spanien und wartet auf 
ihren asylbescheid. 

dr. Lisa heemann  ist seit 2016 generalsekretärin der Deutschen gesellschaft für die 
Vereinten nationen e.V. (DgVn); zuvor studierte sie afrika- und rechtswissenschaft in 
berlin und Dar es salaam und promovierte zur rechtlichen anerkennung traditioneller in-
stitutionen in afrika. sie arbeitete als wissenschaftliche mitarbeiterin im Dfg-forschungs-
projekt „Verfassungsgerichtsbarkeit und Demokratisierung im frankophonen Westafrika“ 
sowie als Projektleiterin im bereich Völkerverständigung bei der robert bosch stiftung.

Axel M. hochrein  engagiert sich seit fast zwei Dekaden im bundesvorstand des lesben- 
und schwulenverbandes in Deutschland (lsVD). 2007 gehörte er zu den gründungs- 
stiftern der Hirschfeld-eddy-stiftung und ist seit der gründung ehrenamtlich als Vorstand 
tätig. seit 2011 ist er kuratoriumsmitglied der bundesstiftung magnus Hirschfeld.  
axel Hochrein lebt mit seinem mann andreas bei Würzburg.
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Gyde Jensen  wurde 2017 als jüngste weibliche abgeordnete der fDP in den Deutschen 
bundestag gewählt. sie leitet den ausschuss für menschenrechte und humanitäre Hilfe 
und ist menschenrechtspolitische sprecherin ihrer fraktion. Jensen studierte anglistik, 
Politikwissenschaften und internationale Politik. Vor ihrem einzug in den Deutschen 
bundestag arbeitete sie nach stationen in genf und Washington D.c. als referentin für 
eine politische stiftung.
      
klaus Jetz  arbeitete u. a. für die costaricanische botschaft in bonn und köln, für eine 
mittelamerikanische reiseagentur sowie im Projekt media Watch in der Heinrich-böll-
stiftung. seit 1995 ist er beim lesben- und schwulenverband (lsVD) tätig, zunächst als 
Pressesprecher, seit 2004 als geschäftsführer, seit 2007 auch als geschäftsführer der 
Hirschfeld-eddy-stiftung, der menschenrechtsstiftung des lsVD. zudem übersetzt er 
lateinamerikanische literatur und veröffentlicht zu entwicklungspolitischen themen 
und zu lateinamerika.

Julius kaggwa  ist geschäftsführer der support initiative for People with atypical sex 
Development (siPD) uganda. er ist ein glühender Verfechter der rechte von interge-
schlechtlichen und geschlechtsvarianten menschen und autor mehrerer artikel über 
menschenrechte von intergeschlechtlichen menschen in uganda. er leitete die uganda 
civil society coalition on Human rights and constitutional law in der ersten Phase ihres 
bestehens und war an vorderster front der kampagne gegen das anti-Homosexualitäts-
gesetz (aHa), das im oktober 2009 im ugandischen Parlament eingebracht wurde. er 
sagte vor dem us-kongress aus und leistete umfangreiche advocacy-arbeit in uganda, 
kenia, den usa, südafrika und europa zu menschenrechtlichen auswirkungen des aHa. 

dr. Bernadette kalz  ist seit 2017 referentin im bundesministerium für wirtschaftliche 
zusammenarbeit und entwicklung (bmz) und derzeit im referat für menschenrechte, 
gleichberechtigung der geschlechter, kultur und entwicklung unter anderem für die 
förderung und den schutz von rechten von lsbti* zuständig.  
    
sarah kohrt  ist Projektleiterin bei der Hirschfeld-eddy-stiftung, seit 2014 verantwortlich 
für das Projekt „lgbti*-Plattform menschenrechte“, gefördert von der Dreilinden ggmbH.  
seit mai 2020 leitet sie das Projekt „internationale menschenrechtsdebatten nach 
Deutschland vermitteln“, gefördert vom bmJV, in dessen rahmen diese online-konferenz 
stattfand. ihre themenschwerpunkte sind menschenrechte von lsbti* in der interna-
tionalen zusammenarbeit, postkoloniale Praxis und shrinking spaces. seit 2014 ist sie 
koordinatorin der yogyakarta-allianz.

Christian Lange  ist Parlamentarischer staatssekretär im bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz. seit 1993 bis zur Wahl in den bundestag war er im Wirtschafts-
ministerium baden-Württemberg tätig, zunächst als landesbeauftragter beim bund und 
bundesratsreferent, dann als referent für Handwerk und mittelstand; oberregierungsrat 
a. D. seit 1998 ist er mitglied des Deutschen bundestags, zuletzt als Parlamentarischer 
geschäftsführer der sPD-bundestagsfraktion. seit 2014 ist er mitglied im beirat des „bünd-
nisses für Demokratie und toleranz – gegen extremismus und gewalt“. seit 2019 ist er mit-
glied des kuratoriums der stiftung forum recht und seit 2020 Präsident des kuratoriums 
der Deutschen stiftung für internationale rechtliche zusammenarbeit e.V. (irz).

kirsten Maas-Albert  leitet seit 2007 das referat afrika in der Heinrich-böll-stiftung 
(Hbs) in berlin. sie studierte islamwissenschaften, Politologie und Publizistik an der freien 
universität berlin. es folgten verschiedene studien- und forschungsaufenthalte in Ägyp-
ten und Palästina. 1994–1995 war sie nahostredakteurin der auslandsabteilung der taz 
(berlin) und 1995–1998 associate expert beim united nations special coordinator’s office 
(unsco) in gaza. in folge baute sie das büro arabischer naher osten der Heinrich-böll-
stiftung in ramallah auf, das sie bis 2004 leitete. 2004–2007 leitete sie das nahost-büro 
der Heinrich-böll-stiftung in beirut.

helmut Metzner  hat nach dem studium der geschichte, Politischen Wissenschaft und 
Philosophie in der politischen erwachsenenbildung gearbeitet, leitete die abteilung 
„strategie und kampagnen“ der bundesgeschäftsstelle der fDP, war als strategieberater 
selbstständig und ist aktuell als politischer berater der freien Demokraten im abgeord-
netenhaus tätig. metzner engagiert sich ehrenamtlich im bundesvorstand des lesben- 
und schwulenverbandes in Deutschland (lsVD) und als mitglied des stiftungsrats der 
Hirschfeld-eddy-stiftung für die rechte von lsbti*. 

dr. jur. Anna Mrozek  ist seit 2019 referentin im bundesministerium für familie, 
senioren, frauen und Jugend (bmfsfJ) im referat für geschlechtliche lebensweisen und 
geschlechtliche Vielfalt. Vorher war sie akademische assistentin an der universität leipzig 
am lehrstuhl für Öffentliches recht, staats- und Verfassungslehre (Prof. Dr. christoph 
enders) mit schwerpunkten im Verfassungsrecht, menschenrechten, sicherheits- und 
migrationsrecht und u. a. koordinatorin des DaaD geförderten Projekts „Hochschuldialog 
mit islamischer Welt: exploring legal coulters“ mit Partneruniversitäten in indonesien. 

Carsta neuenroth  ist gender referentin in der Politikabteilung von brot für die Welt.  
sie arbeitet zu geschlechterpolitischen themen im kontext der entwicklungszusammen-
arbeit und begleitet die geschlechterpolitische arbeit von brot für die Welt. Davor war 
sie als beraterin, trainerin und gutachterin für geschlechtergerechtigkeit, landwirtschaft 
und ernährungssicherheit im consulting-bereich tätig. Diese arbeit führte sie nach latein-
amerika, afrika und asien. als entwicklungshelferin lebte und arbeitete sie viele Jahre in 
guatemala. neuenroth ist agraringenieurin und entwicklungspolitologin. 

Alfonso Pantisano  ist moderator internationaler events, kommunikations-manager 
und coach. Politisch ist er vielfältig engagiert, er arbeitete für das integrationsprojekt 
DeutschPlus, war mitgründer von Deutschlands größter lgbti*-initiative „enough is 
enough!“. Heute ist er landesvorsitzender der sPDqueer berlin und mitglied im bundes-
vorstand des lesben- und schwulenverbandes in Deutschland (lsVD).

Margot Papenheim  war Verbandsreferentin und redakteurin im evangelischen zentrum 
frauen und männer, fachbereich evangelische frauen in Deutschland. bis 2007 war die 
studierte theologin Ökumene-referentin und redakteurin bei der evangelischen frauen-
hilfe in Deutschland und von 1994–2000 referentin für Ökumene und internationale 
zusammenarbeit bei der katholischen frauengemeinschaft Deutschlands. begonnen  
hat Papenheim ihren beruflichen Weg als regionalreferentin im erzbistum Paderborn.
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dr. Clemens recker  studierte Politik- und islamwissenschaft in Heidelberg, Damaskus 
und london. seit 2012 ist er beim auswärtigen amt tätig, zunächst in bagdad und dann 
als menschenrechtsreferent an der ständigen Vertretung Deutschlands bei den Vereinten 
nationen in genf. 

dr. Bärbel röben  lebt als freie Journalistin und medienwissenschaftlerin in attendorn/ 
sauerland. ihre arbeitsschwerpunkte sind medienethik, migration, gender, interkulturelle 
kommunikation. 2013 veröffentlichte sie das buch „medienethik und die ‚anderen’. multi-
perspektivität als neue schlüsselkompetenz“, das aspekte einer verantwortungsethischen 
berichterstattung auslotet.

Björn van roozendaal  ist für die gesamtleitung des Programmteams von ilga-europe 
verantwortlich. er beaufsichtigt die entwicklung und umsetzung von Programmen, die 
sich auf die stärkung der kapazitäten der bewegung konzentrieren, sowie die mechanis- 
men zur Wiedervergabe von mitteln. björn koordiniert die jährliche konferenz von ilga-
europe und konzentriert sich auf die ressourcenmobilisierung der europäischen lgbti*-
bewegung.

Michael roth  ist seit 2013 staatsminister für europa im auswärtigen amt. seit 1998 ist 
er direkt gewählter bundestagsabgeordneter. 2010–2013 war er europapolitischer  
sprecher der sPD-bundestagsfraktion und 2009–2014 generalsekretär der sPD in Hessen.  
seit 2017 ist michael roth mitglied des sPD-bundesvorstands. als staatsminister für euro-
pa ist er auch beauftragter der bundesregierung für die deutsch-französische zusammen-
arbeit. er ist mitglied der Versammlung der kuratoren des instituts für europäische Politik, 
mitglied des Vorstands des Deutsch-französischen instituts ludwigsburg, Vorsitzender 
des aufsichtsrats des zentrums für internationale friedenseinsätze (zif) und mitglied des 
rates der stiftung flucht, Vertreibung, Versöhnung (sfVV).

dr. Wiebke rückert  (ll.m.) ist seit 2002 im diplomatischen Dienst. seit 2018 leitet sie 
das referat für menschenrechte und genderfragen im auswärtigen amt. zuvor war sie  
dort als referentin für rechtsfragen des status der bundeswehr bei auslandseinsätzen 
tätig, im arbeitsstab für den internationalen strafgerichtshof, an den botschaften brüssel 
und Washington, im Juristischen Dienst der eu- kommission und im referat für die deut-
sche Politik im Vn-sicherheitsrat. 2014-2018 war sie stellvertretende referatsleiterin des 
Völkerrechtsreferats.

elke schäfter  ist Politikwissenschaftlerin mit einem schwerpunkt auf menschenrechten 
und friedensarbeit. sie war u. a. acht Jahre als geschäftsführerin von reporter ohne 
grenzen Deutschland tätig und arbeitete über zehn Jahre in Post-konflikt-ländern in der 
förderung von menschenrechten und konflikttransformation. sie war zuletzt landes-
koordinatorin des friedensprogramms von agiamonDo in sierra leone. seit Juni 2020 
leitet sie beim institut für auslandsbeziehungen (ifa) die elisabeth-selbert-initiative, ein 
schutzprogramm für menschenrechtsverteidiger*innen. 

sonja schelper  ist seit 2008 geschäftsführerin von filia.die frauenstiftung und dort 
auch verantwortlich für das Projekt masakhane, die bisher größte förderung des bmz im 
bereich menschenrechte für lbt im südlichen afrika. als lesbische feministin ist schelper 
immer darum bemüht, diesem ständig unterfinanzierten bereich mehr geld und sicht-
barkeit zu ermöglichen.

frank schwabe  ist seit 2005 mitglied des Deutschen bundestages, seit 2018 Vorsitzen-
der der fraktion der sozialisten, Demokraten und grünen in der Parlamentarischen 
Versammlung des europarates und seit 2014 sprecher für menschenrechte und huma-
nitäre Hilfe und leiter der Deutschen Delegation der Parlamentarischen Versammlung 
des europarates (Pace), der er seit 2012 angehört. zuvor war er Vorsitzender des sPD 
kreisverbands recklinghausen, 2009–2017 stellvertretender Vorsitzender von globe 
Deutschland und 2007–2019 sprecher der Denkfabrik in der sPD-bundestagsfraktion.

katharina stahlecker  ist seit drei Jahren als referentin bei Venro im bereich stärkung 
der zivilgesellschaft tätig. zuvor studium der Wirtschaftswissenschaften und tätigkeiten 
in der freien Wirtschaft, an der universität göttingen und für die giz. in der Venro 
geschäftsstelle u. a. zuständig für lobbyarbeit zur Verbesserung der politischen und 
rechtlichen rahmenbedingungen für entwicklungspolitische nro und die organisation 
und begleitung von Diskursen und fortbildungsangeboten zu Qualität, Wirksamkeit und 
zukunftsfähigkeit der nro-arbeit. ansprechperson in der geschäftsstelle für das thema 
shrinking spaces und seit 2020 begleitung der neu gegründeten ag stärkung zivilgesell-
schaftlicher Handlungsräume. 

Markus Ulrich  ist Pressesprecher der größten bürgerrechtsorganisation für die recht-
liche gleichstellung und gesellschaftliche akzeptanz von lesben, schwulen, bisexuellen, 
trans- und intergeschlechtlichen menschen in Deutschland (lsVD) und leitet seit 2014 
auch das Hauptstadtbüro des Verbandes. Dort trägt er die Hauptverantwortung für die 
gesamte Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sowie für die entwicklung und umsetzung der 
kommunikationsstrategien. er vertritt den lsVD in Print, radio, tV und Web sowie bei 
öffentlichen institutionen und politischen entscheidungsträger*innen.

dr. silke Voß-kyeck  beobachtet und analysiert seit 2019 u.  a. für das forum menschen-
rechte die entwicklung im un-menschenrechtsrat und des un-menschenrechtssystems. 
im Deutschen institut für menschenrechte arbeitet sie als wissenschaftliche mitarbeiterin 
zum thema gewaltsames Verschwindenlassen. im team einer europa-abgeordneten 
war sie zwei Jahre referentin für menschenrechte und Öffentlichkeitsarbeit. für amnesty 
international in Deutschland hat sie 15 Jahre die advocacy-arbeit koordiniert und auch 
dort das menschenrechtssystem der un immer im blick gehabt.
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wurde im Juni 2007 in berlin gegründet. sie hat sich zum ziel gesetzt, die achtung 
der menschenrechte von lesben, schwulen, bisexuellen, trans* und intergeschlecht- 
lichen menschen (lsbti*) zu fördern, international menschenrechtsarbeit und men- 
schenrechtsverteidiger*innen aktiv zu unterstützen und sich für aufklärung und den  
abbau von Vorurteilen einzusetzen. 

benannt ist die stiftung nach dem jüdischen deutschen arzt, sexualwissenschaftler,  
sexualreformer und bürgerrechtsaktivisten Dr. Magnus Hirschfeld (1868−1935), der 
von den nazis ins exil getrieben worden war, und nach der prominenten lesbischen 
menschenrechtsaktivistin Fannyann Eddy (1974−2004) aus sierra leone, die dort  
2004 ermordet wurde.

mit der namenskombination zwischen dem Pionier der homosexuellen bürgerrechts-
bewegung aus Deutschland und der zeitgenössischen menschenrechtsaktivistin aus 
sierra leone soll auch zum ausdruck gebracht werden: Der kampf für die menschen-
rechte von lsbti* begann in europa, findet heute aber auf allen kontinenten statt. er ist 
eine weltweite angelegenheit und es geht dabei um universelle Prinzipien. 

in vielen ländern arbeiten mutige aktivist*innen gegen unterdrückung und Verfolgung. 
sie brauchen unsere finanzielle und ideelle unterstützung. 

Die idee der stiftungsgründung entstand im lesben- und schwulenverband in 
Deutschland (lsVD), der das Projekt auch organisatorisch unterstützt. Der lsVD  
hat sich in den letzten Jahren verstärkt in der internationalen menschenrechts- 
arbeit engagiert. 2006 hat der Verband offiziell beraterstatus bei den Vereinten  
nationen erhalten. Daran will die Hirschfeld-eddy-stiftung anknüpfen. 

BERLIN
Hirschfeld-eddy-stiftung
almstadtstr. 7
10119 berlin
t. 030-78954778

KÖLN
Hirschfeld-eddy-stiftung
Postfach 103414
50474 köln
t. 0221-9259610

info@hirschfeld-eddy-stiftung.de
www.hirschfeld-eddy-stiftung.de

ONLINE

stärken sie diese menschenrechtsarbeit und 
verteidigen sie die universalität und unteilbarkeit 
der menschenrechte! 

Hirschfeld-eddy-stiftung
bank für sozialwirtschaft 
iban:  De64 3702 0500 0005 0100 00
bic:  bfsWDe33

Spenden und Zustiftungen  

zugunsten der Hirschfeld-Eddy-Stiftung   

sind steuerabzugsfähig.

Stiften Sie Respekt! 

Die Hirschfeld-Eddy-Stiftung
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